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Aktuelle Auslese 

Fast 755 000 Personenkraftwagen 

Der Bestand an zu lossungspfl ichtigen 
Kraftfahrzeugen hat s 1ch - noch Angaben 
des Kroftfohrt-Bundesomtes - an Schlesw•g· 

Holstem, wie auch im ubr1gen Bundesgebiet, im Jahre 1975 
um 4 % erhöht; 1974 hatte der Zuwachs nur 2 % betrogen. 
Insgesamt wurden om 1. Januar 1976 880 400 Kraftfahr­

zeuge reg1straert, darunter 754 800 Personenkraftwagen. 

Im wesentlichen ist d1e Bestondserhohung auf den Zugang 

von Personenkraftwogen zurückzufuhren, deren Zahl sich 
um 35 500 erhohte (+ 5 %). Relativ stärker (t 15 %) nahm 
der Bestand an Krafträdern zu. Ihr Anteil om Gesamtbe­
stand der Kraftfahrzeuge macht jedoch nur knapp 1 % aus. 

Mit Ausnahme der Lostkraftwagen (- 3 %) nahmen die 

Bestande der ubrigen Kraftfahrzeugorten ebenfo lls zu, und 
zwar Kraftomnibusse und Sonderfahrzeuge um je 4 %, 
Zugrnasch1nen um 1 %. 

Wachsende looustrieprodukt1on 
I ur den privaten Verlxauch 

Im Januar 1976 ging der Personoleinsatz 

1n der verarbeitenden Industrie Schleswig· 
Holsteins um fast 1 500 Beschoftigte zuruck. Da auch 1n 
"normalen" Jahren im ersten Wintermonat ein Ruckgong an 

lndustriebeschoftigten d1e Regel ist, hoben strukturelle 
und konjunkturelle Einflusse d1e negot1ve Entw1cklung 

nicht ollein-wohl ober oberwiegend- verursacht. Noment­
lich in der vom Baugeschehen abhangigen Industrie der 

Steine und Erden sowie in der Ernährungsindustrie kam 

es zu Freisetzungen von Arbe1 tskröften 

Mit knapp 172 000 in der lndustrae (ohne Kleinbetriebe) 
tätigen Personen wurde der Beschäftigtenstand von vor 
e1nem Jahr um 4,7 % unterschratten. Oie Zahl der von 
Arbe1tern im Durchschnitt orbe1tstagl•ch geleisteten 
Stunden st1eg dabe1 leicht an . Es wurden um 3,3% hohere 
Umsatze erzielt als im gleichen Vorjohresmonot; das 

bedeutet auch real einen Zuwachs. lnfolge des Beschäf­
tigtenruckgongs erhöhte sich die Summe der Lohne und 

Gehälter nur wenig(+ 1,1 %). 

Die produzierte Gütermenge war 1m Januar 1976 um 2,4 % 
großer als im gleichen Monat des Vorjahres. Der Anstieg 
war bei den Verbrauchsgutern om storksten (+ 15 %), im 

Investitionsgütersektor (+ 6 %) ober auch noch beochtl•ch. 
Die Herstellung von Grundstoffen und Produktionsgütern 
sowie von Nahrungs- und Genußmitte ln wurde demgegenober 
um 4 bis 5% eingeschränkt (Erncihrungsgüter allein: t 6%). 

a Erste Ergebnisse der Umweltstatistiken über 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

~~ Von den om 1. Januar 1975 in Schleswig­
,_. c? Holstein befindlichen 1 170 Gemeinden 

waren n5 an der offentl ichen Wasserversorgung ange­
schlossen. Der Wasserbedorf wird von 302 der insgesamt 

betriebenen 308 offent Iichen Wossergew innungsanlagen 
aus dem Grundwasser gedeckt. 

Eine offentliehe Abwasserbeseitigung besteht in 470 
Gemeinden. Von den insgesamt 402 offentliehen Kläran­
logen behandeln 61 das Abwasser mechanisch, 47 teil­
biologisch und 294 vollbiologisch. Die Länge des Kanal­

netzes zur Sammlung des Abwassers betrogt in Schlesw•g· 

Holstein knapp 9 200 km. 
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Die Bundestagswahl am 3. Oktober 1976 
Teil 1: Wahlkreiseinteilung 

Wahlkreiskommission 

Nach § 3 des Bundeswahlgesetzes (BWG in der 
Fassung vom 1. 9. 1975 - BGBl. I, S. 2325) 
hat die Wahlkreiskommis"sion die Aufgabe, 
die Bevölkerungsentwicklung im Wahlgebiet 
zu beobachten und gegebenenfalls Änderungs­
vorschläge zur Wahlkreiseinteilung zu machen. 
Sie hat dabei folgende Grundsätze zu beachten: 

1. Die Ländergrenzen sind einzuhalten. 

2. Die Bevölkerungszahl eines Wahlkreises 
soll von der durchschnittlichen Bevölke­
rungszahl der Wahlkreise nicht mehr als 
um 25% nach oben oder unten abweichen; 
beträgt die Abweichung mehr als ein 
Drittel, so ist eine Neuabgrenzung vorzu­
nehmen. Dabei ist von der deutschen 
Wohnbevölkerung auszugehen. 

3. Die Zahl der Wahlkreise in den einzelnen 
Ländern soll soweit wie möglich deren 
Bevölkerungsanteil entsprechen. 

4. DerWahlkreis soll ein zusammenhängendes 
Gebiet bilden. 

5. Die Gemeinden- und Kreisgrenzen sollen 
nach Möglichkeit eingehalten werden. 

Die Wahlkreiskommission hat dem Bundes­
minister des Innern innerhalb von eineinhalb 
Jahren nach dem ersten Zusammentritt des 
Bundestages Bericht zu erstatten. Damit ist 
gewährleistet, daß den Parteien, sofern eine 
Neueinteilung erforderlich ist, rechtzeitig vor 
der nächsten Bundestagswahl die Wahlkreis­
einteilung bekannt ist. 

Der der neuen Wahlkreiseinteilung zugrunde­
liegende Bericht der Wahlkreiskommission 
wurde am 7. Dezember 1973 bekanntgemacht 
(Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 3 vom 
5. Januar 1974). Er beruht noch auf der 
damaligen Fassung des BWG vom 3. Juli 1972 
(BGBI. I, S. 1100), die unter anderem die 
Vorlage des Berichts innerhalb eines Jahres 
nach Zusämmentritt des Bundestages vorsieht. 

Die kommunale Gebietsreform und die unter­
schiedliche Bevölkerungsentwicklung macht 
in allen Bundesländern eine mehr oder 
weniger umfangreiche Neueinteilung der Wahl­
kreise erforderlich. Neben den oben ange­
gebenen Grundsätzen hatte sich die Wahl­
kreiskommission zum Ziel gesetzt, eine 
Wahlkreiseinteilung zu empfehlen, die für 
mehrere Wahlperioden Bestand hat, bei der 
die Bevölkerungszahl möglichst nicht mehr 
als 20o/o vom Bundesdurchschnitt abweicht, die 
die Ämtergrenzen berücksichtigt und die 

möglichst wenig von der alten Einteilung 
abweicht. 

In Schleswig-Holstein entsprachen zwei Wahl­
kreise nicht der Bevölkerungsrichtlinie 
(1 Flensburg und 10 Stormarn Hzgt. 
Lauenburg) und sieben nicht der Kreisgrenzen­
richtlinie. Dies waren die alten Wahlkreise 
1 Flensburg wegen des neuen Kreises 
Schleswig -Flensburg, 3 Nordfriesland -Dith­
marschen-Nord wegen des neuen Kreises 
Dithmarschen, 4 Steinburg-Dithmarschen-Süd 
(wie Wahlkreis 3), 2 Schleswig-Eckernförde 
wegen der neuen Kreise Schleswig-Flensburg 
und Rendsburg-Eckernförde, 6 Kiel wegen 
der zum Wahlkreis 2 gehörenden Stadtteile 
nördlich des Nord-Ostsee-Kanals, 7 Plön 
wegen des neuen Kreises Ostholstein und 
8 Segeberg-Eutin ebenfalls wegen des neuen 
Kreises Ostholstein. Für Schleswig-Holstein 
war also eine Neueinteilung unbedingt 
erforderlich. 

Neueinteilung in Schleswig-Holstein 

Die Anzahl der Wahlkreise hat sich in 
Schleswig-Holstein nicht geändert: Der Anteil 
der deutschen Wohnbevölkerung des Landes 
an der des Bundesgebietes entspricht 11 Wahl­
kreisen von 248. Die Neueinteilung beschränkt 
sich daher darauf, zu hohe Bevölkerungs­
abweichungen zu beseitigen und das Zerschnei­
den von Kreisen zu vermeiden. 

Völlig unverändert konnten die Wahlkreise 
9 Pinneberg (jetzt 7) und 11 Lübeck erhalten 
bleiben, da sie jeweils einen Kreis umfassen 
und nur geringfügig vom Bevölkerungsdurch­
schnitt abweichen. Die Wahlkreise 3 Nord­
friesland-Dithmarschen-Nord (jetzt 2) und 
4 Steinburg-Dithmarschen-Süd (jetzt 3) wurden 
ebenfalls nicht geändert, da sich keine bessere 
Lösung anbot. Es bleibt also hier bei der 
Zerschneidung des Kreises Dithmarschen. 
Der Wahlkreis 6 Kiel (jetzt 5) wurde nur 
unwesentlich geändert. Er umfaßt jetzt die 
gesamte kreisfreie Stadt Kiel. Die nördlich 
des Nord-Ostsee-Kanals liegenden Stadtteile, 
die bisher zum Wahlkreis 2 Schleswig­
Eckernförde gehörten, wurden einbezogen. 
Im Kern erhalten blieb der Wahlkreis 
10 Stormarn- Hzgt. Lauenburg (jetzt 10 Hzgt. 
Lauenburg -Stormarn-Süd). Dieser Wahlkreis 
muß einen Teil abgeben, da seine Abweichung 
vom Bundesdurchschnitt mehr als ein Drittel 
ausmacht und weil wegen seiner Lage im 
Nachbarraum um Harnburg noch ein weiterer 
überdurchschnittlicher Bevölkerungszuwachs 
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zu erwarten ist. Es wurde der nördliche 
Teil von Stormarn, der dem Landtags­
wahlkreis 39 entspricht, abgetrennt. Alle 
übrigen Bundestagswahlkreise wurden unter 
Einhaltung der Kreisgrenzen neu geschnitten. 
Der Wahlkreis 1 Flensburg- Schleswig umfaßt 
jetzt die kreisfreie Stadt Flensburg und den 
Kreis Schleswig - Flensburg. Es ist der 
ehemalige Kreis Schleswig hinzugekommen. 
Zum neuen Wahlkreis 4 Rendsburg- Eckernförde 
gehört der politische Kreis gleichen Namens. 
Er ist mit dem bisherigen Wahlkreis 5 
Rendsburg- Neumünster nicht mehr vergleich­
bar. dem der ehemalige Kreis Rendsburg 
und die kreisfreie Stadt Neumünster ange­
hörten. Auch der neue Wahlkreis 6 Plön­
Neumünster mit dem Kreis Plön und der 
kreisfreien Stadt Neumünster ist mit keinem 
bisherigen Wahlkreis vergleichbar. Hier 
wurden Teile der alten Wahlkreise 7 Plön 
(Kreis Plön und ehemaliger Kreis Oldenburg) 
und 5 Rendsburg - Neumünster vereinigt. 
Der neue Wahlkreis 8 Segeberg - Stormarn­
Nord umfaßt den Kreis Segeberg und den 
nördlichen Teil von Stormarn, der dem 
Landtagswahlkreis 39 entspricht. Völlig neu 
ist de r Bundestagswahlkreis 9 Ostholstein. 
Er ist identisch mit dem politischen Kreis 
Ostholstein. Bisher gehörten sein nördlicher 
Teil, der ehemalige Kreis Oldenburg, zum 
alten Wahlkreis 7 Plön und sein südlicher 
Teil, der ehemalige Kreis Eutin, zum alten 
Wahlkreis 8 Segeberg- Eutin. Die folgende 
Übersicht zeigt, wie die neuen Wahlkreise 
heißen und welche Verwaltungsgebiete zu ihnen 
gehören . 

Dte n ucn B ndes•ogswollkrCI!;C und 1hr Gcb•c• 

G<>bioot 
Nr Name 

1 F lensburg-Schleswlg 

(KREISFREIE STADT, Kreis) 

FLENSB~G und 
Schleswtg- Fla nsburg 

2 Nordfrle~ lond-Dithmor•chen N<><d Nordfrt,.• lond u"'d 

3 Slem.bvrg-Dothmarscht'n-Süd 

4 R .. ndsburt~-Eckf>rnfllrdt> 

'l Kt" l 

6 Pliin-NC'U Ü•ut"r 

7 P onnebl'rq 

8 Sogeberg-Stcrmarn•Nord 

9 Osthols teort 

10 Hz~t Lov nhutg Stormr.r ..Sud 

11 Lubeck 

"hrm. Krots N.-.rdcrdorhmorschen 

St .. lnburg und 
f>hem KrPts SüJ~rd tthmorschcn 

Rend• bvrg-Ec kemförd" 

KIEL 

Plcm urd NEU~'UNSl E:R 

P tnnf>berg 

Segeberg und 
nordl. Teol v('ln Stnrmorn 

Osth,..ls r<'on 

Hzgt Lauenbur!l u~d 
sudl Teil ""n Stormam 

LUBE:CK 

Die neue Wahlkreiseinteilung hat sich soweit 
wie möglich an die Verwaltungsgrenzen 
gehalten. Es ist keine Gemeinde und kein 
Amt z e rschnitten worden und die Kreis-

grenzen nur zwischen den W abikreisen 2 und 
3 sowie 8 und 10. 

Auch von der Wohnbevölkerung her gesehen 
sind die Abweichungen in Grenzen gehalten 
worden. Kein Wahlkreis liegt in der Nähe 
der kritischen Grenze von 33 1/3o/o und auch 
keiner über 25o/o. Die größte Abweichung 
vom Bundesdurchschnitt ergibt sich im Wahl­
kreis 9 Ostholstein mit - 21,2%. Über 10% 
liegen noch die Wahlkreise 1 Flensburg­
Schleswig mit + 13,5%, 3 Steinburg -Dith­
marschen-Süd mit - 14,8o/o und 6 Plön­
Neumünster mit - 16,6%. Die übrigen sieben 
Wahlkreise weisen eine Abweichung von 
weniger als 10% auf. Der Wahlkreis 4 
Rendsburg- Eckernförde hat sogar die opti­
male Größe. Er entspricht dem Bundes­
durchschnitt. Die folgende Übersicht bringt 
die Anzahl der deutschen Bevölkerung in 
den Wahlkreisen und ihre Abweichung vom 
Bundesdurchschnitt. 

Die deut!>che Wohnbevolke•ung rn den Bunde:.togswohlkreisen 

Wohlkrt' ts 

I F1 ~'1sburg-Schl .. wtg 

2 Nordfrl slond-Dttt,morsc:hen Nord 

3 StetM urg-Dotl morschen Süd 

4 Re"l!sburg-Ec~p,.., fordf> 

5 Kl., t 

6 P lon-N< v '1'Ü'1ste r 

7 Pinnoberg 

8 Seq.,berg-Sto rmom N-ml 

9 Osthalstel 

10 Hzgt . Lou nburg-Stormom-Süd 

1 I Liibeck 

Deutsche S..vo k"'" g 
om 30. 6. 1975 

Ab .. Je q V '" 

A'7ohl B.mc!to [) 7J2 833 

.,,. 
264 3 14 t 3 1 48 1 t 13,5 

219 590 - 13 243 - 5,7 

98412 -34 i12 - 48 

232 834 + 1 ... 00 

250 857 t 18 024 t 7,7 

194 145 - 38 688 - 16,6 

240 614 + 7 781 • 3,3 

250 SA9 + 17 716 + .6 

183 529 -49 304 - 21,2 

251 328 + 18 495 t 7,9 

220 406 - 12 427 - 5,3 

Umrechnung der letzten Bundestagswahl 

Da nur vier Bundestagswahlkreise gegenüber 
der Bundestagswahl 1972 unverändert geblieben 
sind, stellt sich die Frage: welchen Einfluß 
hat die Neueinteilung auf die Wahlergebnisse, 
oder wie hätte das Wahlergebnis 1972 aus­
gesehen, wenn die jetzige Einteilung schon 
damals bestanden hätte? 

Am Landesergebnis und damit an der Gesamt­
za hl der Sitze würde sich selbstvert>tändlich 
nichts ändern. Bekanntlich hat die SPD von 
den 22 Bundestags mandaten 11 erhalten, die 
CDU 9 und die FDP 2. Die SPD brachte 
dabei 9 Wahlkreisbewerber durch und die 
CDU 2. Auch auf die Wahl der Wahlkreis­
bewerber hätte die jetzige Einteilung nur 
unwesentlichen Einfluß gehabt. Die SPD würde 
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11 m non1 11 von COU, SPD FDP 
tn d 1 B to .vohlkr 1s n 1976 

noc n Er bntssen dc· Boodestogswohl 1971 

W h lktels Zw.,lt• t lm n 

3 Ste lnwr - Du"marsch ,..Sud ,4 46 6 41 1 67 

41 R•md bur1 c !!rnlörde 41, 1 44,5 46 9 7,9 

5 Kte l 4,0 9, 3 

6 Plon-N• u rT tlns ter 7,2 

1 Pinneberg 4 

65 ,7 

9 o~t ... olst .,ln 44,6 51,2 7,4 

10Hz I Lau nbur 1-Srorrnom..Sü 44,1 50,8 4 2 9, 

11 übec1< 37 ,8 

Schloowlg Holsteon <12,9 52,1 4,2 <12,0 48,6 8,6 

auch bei der neuen Einteilung in 9 Wahl-
kreisen die meisten Erststimmen erhalten 

und damit den Wahlkreissieger gestellt haben 
und die CDU in zwei Wahlkreisen. Ein Unter­
schied wäre jedoch, daß die SPD nur in 
sieben Wahlkreisen anstatt in acht mit der 
absoluten Mehrheit erfolgreich gewesen wäre. 
Bei den Zweitstimmen hätten sich keine 
Änderungen ergeben. Die SPD wäre in sechs 
Wahlkreisen auf die relative und in drei 
Wahlkreisen auf die absolute Mehrheit 
gekommen, während die CDU in zwei Wahl­
kreisen die relative Mehrheit erhalten 
hätte. Die Tabelle zeigt die auf die neuen 
Wahlkreise umgerechneten Stimmenanteile von 
CDU, SPD und FDP nach den Ergebnissen 
der Bundestagswahl 1972. 

Ausführliche Ergebnisse mit Umrechnungen 
der Bundestagswahl 1972, der Kreiswahl 1974 
und der Landtagswahl 1975 auf die neue 
Wahlkreiseinteilung sowie Ergebnisse der 
Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwohnern 
sind im Statistischen Bericht B VII 1 - 1/76 
"Die Bundestagswahl 1976 -Ergebnisse voran­
gegangener Wahlen - 11 veröffentlicht worden . 

Waltet Dahms 

Exmatrikulierte an der Universität Kiel 

Über Studenten, die sich erstmals bei einer 
Hochschule einschreiben, liegen zur Zeit mehr 
Informationen vor als über Studenten, die die 
Hochschule verlassen. So vermag zwar die 
Studentenstatistik die regionale und soziale 
Herkunft, die Schulbildung und die Alters­
struktur der Studienanfänger nachzuweisen, 
über die Absolventen der Hochschule ist ein so 
klares Bild aber im Augenblick nicht möglich. 
Dieser Mangel beruht unter anderem auf dem 
methodischen Ansatz der Studentenstatistik. 
Danach können dieDaten, die nötig sind, um ein 
Bild über das Verhalten der Studenten vom 
Studienbeginn bis zur Exmatrikulation zu 
zeichnen, erst im Rahmen einer Verlaufs­
statistik gewonnen werden. Im gegenwärtigen 
Stadium ist es nur möglich, einen begrenzt 
aussagefähigen Datensatz über die Exmatriku­
lierten durch die Verknüpfung weniger Daten 
von zwei aufeinanderfolgenden Semestern auf­
zubauen. Dieser Datensatz enthält den Grund 
der Exmatrikulation, die Fachbereichl:izugehö­
rigkeit sowie die Studiendauer der Exmatriku­
lierten nach Hochschul- und Fachsemestern. 

Für die Aufbereitung und Auswertung der oben 
genannten Daten sind nur die entlassenen Stu­
denten der Universität Kiel herangezogen. Als 
Beobachtungszeitraum wurden das Sommer­
semester 1974 und das Wintersemester 1974/75 

ausgewählt. Beide Semester wurden zum 
Studienjahr 1974 zusammengefaßt. Dabei 
konnten nur die Studenten berücksichtigt 
werden, die sich mit Ablauf des Sommer­
semesters 1974 oder des Wintersemesters 
1974/75 exmatrikuliert und diesen Entschluß 
dem Universitätssekretariat bis zu einem be­
stimmten Stichtag gemeldet hatten . Exmatriku­
lationen, die verspätet abgegeben wurden, sind 
somit in die Aufbereitung nicht eingegangen. 

An der Universität Kiel studierten im Sommer­
semester 1974 9 570 Studenten und im Winter­
semester 1974/75 10 630 Studenten. Davon 
haben sich mit Ablauf des Sommersemesters 
8 11 Studenten und nach dem Wintersemester 
860 Studenten exmatrikuliert . Das sind jeweils 
8 '7o aller Studenten. Für das Studienjahr 1974 
lagen somit insgesamt 1 671 Exmatrikulationen 
vor . 

Die Studenten exmatrikulieren sich, wenn sie 
das Studium nach bestandener Abschlußprüfung 
beenden oder das Studium ohne Abschluß auf­
geben. Diese Studenten verlassen in der H.egel 
für immer die Hochschule . Andere Studenten 
stellen den Antrag auf Entlassung, um da~:ö 

Studium an einer anderen Hochschule fortzu­
setzen. Diese drei Gründe wurden bei der vor­
liegenden Untersuchung am häufigsten genannt. 
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Exmotnkulierte an der Unovers otot Ktel 
Studoento~r 1974 

Ourchochnlltloch 
E><maltlkullrn~ abgelegte 

E><matrlkulotlonsgr\lnd Hoch· 
Fach· schul· 

Anzahl $ 
aemest~r 

Bostondme Abs chlu8prüfung 773 46,3 11,7 11,2 
Aufgabe des Studiums 122 7,3 6,5 5,0 
WPchsel der Hochschule 625 37,4 5,2 4,5 

Elnb.rufung zum Wehr· 
oder E roan.-J oe~ st 36 2,1 2.3 1,9 

Studle~unterbr,.chv'>g 93 5,6 8,2 7,1 
Andrre Gründe 22 1,3 9,4 7,2 

lnog .. omt 1 671 100 8,6 7,9 

Ein weiterer Exmatrikulationsgrund ist die 
Einberufung zum Wehr- und Ersatzdienst. Der 
Grund ''Studienunterbrechung'' umfaßt verschie­
dene Anlässe zur Exmatrikulation, so zum 
Beispiel Krankheit, Examensvorbereitungen, 
Auslandsstudium oder kurzfristige Erwerbs­
tätigkeit, zum Beispiel um das weitere Studium 
zu finanzieren. Wie beim Hochschulwechsel 
beabsichtigt der Student in diesen Fällen mei­
stens, irgendwann weiterzustudieren. Alle 
genannten Exmatrikulationsgründe sind Ab­
sichtserklärungen und entsprechend zu werten. 

Von den 1 671 Studenten, die sich im Studien­
jahr 1974 an der Universität Kiel exmatriku­
lierten, verließen 773 Studenten die Hochschule 
nach bestandener AbschlußprUfung, 625 Studen­
ten gaben das Studium ohne Abschluß auf, und 
93 Studenten beantragten, das Studium zu 
unterbrechen. Die Einberufung zum Wehr- und 
Ersatzdienst nannten 36 Studenten als Grund 
für die Exmatrik-ulation, und 22 Studenten ver­
ließen die Universität, ohne eine der genannten 
B~gründungen anzugeben. 

Die Zahl der durchschnittlich absolvierten 
Hochschul- und Fachsemester ist ein grobes 
Maß für die Dauer des Aufenthalts an einer 
Hochschule. Diese Durchschnittswerte gewinnt 
man, indem die Summe der abgelegten Hoch­
schul- oder Fachsemester der exmatrikulierten 
Studenten durch die Zahl der exmatrikulierten 
Studenten dividiert wird. 

Für die einzelnen Gründe der Exmatrikulation 
ergeben sich unterschiedliche Durchschnitts­
werte, und zwar sowohl für die Hochschul­
semester als auch für die Fachsemester. Unter 
Fachsemester sind dabei die Semester zu ver­
stehen, die dem Studenten im Hinblick auf die 
angestrebte Abschlußprüfung für ein bestimm­
tes Studienfach oder für eine bestimmte 
Studienfachkombination anerkannt werden. Die 
Hochschulsemester müssen diesen in der Regel 
durch die Prüfungsordnung geprägten inhalt­
lichen Bezug nicht aufweisen. Es handelt sich 
bei ihnen um die Semester, die ein Student im 

Hochschulbereich absolviert, unabhängig von 
seinem StudienzieL Die Zahl der Hochschul­
semester kann für den einzelnen Studenten 
gleich oder größer sein als die Zahl seiner 
Fachsemester, aber nicht kleiner. Hat der 
einzelne Student mehr Hochschul- als Fach­
semester, so kann das ein Hinweis dafür sein, 
daß er irgendwann einmal den Studiengang oder 
das Studienfach gewechselt hat. Bei einem 
Wechsel können -je nach der inhaltlichen Nähe 
zu dem neu gewählten Studienfach oder Studien­
gang - Fachsemester angerechnet werden. 

Die Frage, nach dem wievielten Semester die 
Exmatrikulation beantragt wurde, beantwor­
teten 1 516 der 1 671 entlassenen Studenten. 
Das entspricht einer Antwortquote von 91 o/o. 
Das Ergebnis zeigt, daß im Studienjahr 1974 
die exmatrikulierten Studenten im Durchschnitt 
8,6 Hochschulsemester und 7,9 Fachsemester 
studiert haben. Die Studenten, die sich nach 
erfolgreichem Examen exmatrikulieren ließen, 
hatten im Schnitt 11,7 Hochschul- und 11,2 
Fachsemester absolviert. Man kann annehmen, 
daß in diesen Durchschnittswerten das Exa­
menssemester enthalten ist. Da der Student die 
Zeit vom Studienbeginn bis zum Bestehen des 
Examens angibt, sind diese Werte auch ein 
grober Maßstab fUr die Studiendauer. Wird 
dagegen nach der Zeit gefragt, die der Student 
unabhängig vom Studienerfolg im Durch::;chnitt 
an der Hochschule verbleibt, so wird von der 
Verweildauer gesprochen. 
Die Durchschnittswerte von 11,7 Hochschul­
und von 11,2 Fachsemestern sagen nicht viel 
über die tatsächliche Studiendauer der einzel­
nen Studenten. Die Zahl der absolvierten Hoch­
schulsemester streut weit um den Mittelwert 
von 11,7. Drei Viertel der Studenten, die mit 
erfolgreicher Abschlußprüfung den Hochschul­
bereich verließen, hatten zwischen 9 und 15 
Hochschulsemester studiert. Darunter wiesen 
240 Studenten, das sind fast ein Drittel der 739 
in Frage kommenden Studenten, 11 oder 12 
Hochschulsemester auf. Gut 11 o/o der aus­
kunftswilligen Studenten hatten 16 und mehr 
Hochschulsemester, andererseits hatten 14 % 
dieser Studenten nur 7 oder 8 Hochschulseme­
ster studiert. Die Verteilung der absolvierten 
Fachsemester ist ähnlich charakterisiert, 
wobei lediglich der Anteil der entlassenen 
Studenten, die 8 und weniger Fachsemester 
abgelegt hatten, um vier Prozentpunkte höher, 
und der Anteil derer mit 16 und mehr Fach­
semestern um vier Prozentpunkte geringer ist. 
Von den 122 exmatrikulierten Studenten, die 
das Studium ohne Abschluß beendeten, antwor­
teten 112 (92 o/o) auf die Frage nach der Anzahl 
der abgelegten Semester. Die durchschnittlich 
absolvierten Semester sind bei diesen Studenten 
erwartungsgemäß weniger als bei den Studen­
ten, die einen Abschluß nachweisen konnten. Im 
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Durchschnitt hatten die entlassenen Studenten 
6,5 Hochschulsemester und 5,0 Fachsemester 
absolviert. Die große Diskrepanz zwischen 
diesen beiden Durchschnittswerten läßt ver­
muten, daß nicht ganz wenige Studenten sich 
erst einmal in einem anderen Studiengang ver­
suchen, bevor sie das Studium überhaupt auf­
geben. Auf der anderen Seite wird der Ent­
schluß, den Hochschulbereich wieder zu 
verlassen, oft schon recht früh gefaßt. Nach 
dem vorliegenden Zahlenmaterial verließen 
28% der 112 Studenten bereits nach dem ersten 
oder zweiten Hochschulsemester wieder die 
Hochschule. Die weitaus meisten Studenten, die 
sich vor dem Examen exmatrikulierten, schie­
den nach einer Studienzeit aus, in der man in 
der Regel an der Universität noch kein Studium 
erfolgreich ablegen kann: 62% der 112 Studen­
ten hatten zum Zeitpunk-t ihrer Exmatrikulation 
6 oder weniger Hochschulsemester. Über dem 
Durchschnittswert von 11,7 Hochschulseme­
stern, der für die examinierten Studenten gilt, 
lagen aber immerhin noch 22 % der 112 
examenslosen Abgänger. 

DerHochschulwechsel war ein häufig genannter 
Grund für die Exmatrikulation. Von den 625 
Studenten, die die Hochschule wechselten, 
haben 527 (84o/o) die Frage nach der Anzahl 
der Hochschul- und Fachsemester beantwortet. 
Diese Studenten hatten im Durchschnitt zum 
Zeitpunkt der Exmatrikulation 5,2 Hochschul­
semester und 4,5 Fachsemester studiert. Der 
Hochschulwechsel wird also nach den vor­
liegenden Ergebnissen überwiegend in der 
ersten Hälfte des Studiums vollzogen, und 
zwar entweder in den beiden ersten Semestern 
oder kurz nach einer Zwischenprüfung. Dieses 
Studienverhalten spiegelt sich in der Verteilung 
der Studenten über die Hochschulsemester 
wider, die zeigt, daß knapp 74% der 527 
Studenten 6 oder weniger Hochschulsemester 
hatten. Zieht man die Anzahl der studierten 
Fachsemester heran, so läßt sich die Aussage 
noch verdeutlichen: 81% der in Frage kommen­
den Studenten hatten zum Zeitpunkt des Hoch­
schulwechsels 6 und weniger Fachsemester. 

Auf die Semesterstruktur der Studenten mit 
anderen Gründen für eine Exmatrikulation 
wird nicht näher eingegangen, da entweder 
die Zahl der erfaßten Fälle zu gering ist 
oder die Gründe, z. B. für die Unterbrechung, 
zu vielfältig sind, um allgemeingültige Aus­
sagen zu machen. 

Im nächsten Abschnitt wird versucht, einen 
Zusammenhang zwischen der Fachbereichs­
zugehörigkeit, der Zahl der Semester und 
dem Grund der Exmatrikulation zu erarbeiten. 
Entsprechend der Größe der Fachbereiche 
exmatrikulierten sich die meisten Studenten 
aus den Fachbereichen der Philosophie und 
der Mathematik und Naturwissenschaften. Von 

den 1 671 entlassenen Studenten gehörten 821 
(49%) diesen Fachbereichen an. In den Rechts­
wissenschaften nahmen 244 (15%), in dem 
Fachbereich Medizin 221 (13%), in den 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 111 
(7%), in der Agrarwissenschaft 88 (5%) und 
in der Theologie 31 (2o/o) Studenten die Exma­
trikulation vor. Da bei 155 (9%) entlassenen 
Studenten keine Zuordnung zu einem Fach­
bereich möglich war, beschränken sich die 
folgenden Aussagen auf die 1 516 Studenten 
mit Fachbereichsangabe. 

Die drei am häufigsten genannten Exmatrikula­
tionsgründe bestandene Abschlußprüfung, 
Hochschulwechsel und Aufgabe des Studiums -
fielen in den einzelnen Fachbereichen unter­
schiedlich an. Von den angesprochenen 
Studenten aus dem Fachbereich Rechtswissen­
schaften gaben 58% an, die Exmatrikulation 
wegen der bestandenen Abschlußprüfung vorzu­
nehmen. Ähnlich hoch lag dieser Anteil der 
exmatrikulierten Studenten in den Fach­
bereichen Mathematik und Naturwissenschaften 
(51o/o) sowie Medizin (530J"o) . Am niedrigsten 
war dieser Wert mit 35% bei den Studenten 
der Agrarwissenschaft. Bei den übrigen Fach­
bereichen hatten sich jeweils knapp über 
40% der befragten Studenten exmatrikuliert, 
weil das Studium erfolgreich abgeschlossen 
werden konnte. 

Hochschulwechsel war vor allem für die 
entlassenen Studenten der Theologie ein Grund, 
die Exmatrikulation vorzunehmen: 45% gaben 
diese Begründung bei der Antragstellung an. 
In den Fachbereichen Philosophie und Rechts­
Wissenschaften ließen sich auf der anderen 
Seite jeweils nur 32% der entlassenenStudenten 
wegen eines beabsichtigten Hochschulwechsels 
exmatrikulieren. Für die übrigen Fakultäten 
lagen die entsprechenden Anteile zwischen 
diesen Extremwerten. 

Mit diesen beiden Gründen bestandene 
Prüfung und Hochschulwechsel - erklärte in 
allen Fachbereichen der weitaus größte Teil 
der entlassenen Studenten seine Exmatrikula­
tion. In weiteren Fällen wurde noch die 
Aufgabe des Studiums als Begründung genannt. 
Da aber hier wie auch für die anderen 
Gründe die Werte in den einzelnen Fach­
bereichen zu gering sind, um allgemeingültige 
Aussagen zu machen, wird die Darstellung auf 
die beiden obengenannten Gründe beschränkt. 

Die Studiendauer und die Verweildauer der 
exmatrikulierten Studenten, gemessen in den 
Durchschnittswerten der abgelegten Semester, 
stellt sich in den einzelnen Fachbereichen 
unterschiedlich dar. Zieht man die entlassenen 
Studenten heran, die im untersuchten Zeit­
raum die Universität Kiel nach bestandenem 
Examen verließen, so zeigt sich, daß im 
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Fachbereich Theologie die angesprochenen 
Studenten im Durchschnitt 11,2 Fachsemester 
und 11,7 Hochschulsemester studiert hatten. 
Das sind genau die Werte, die für alle 
Studenten, die sich nach erfolgreichem Studium 
exmatrikulierten, errechnet wurden. Nimmt 
man diese Durchschnittswerte als Richtschnur 
für die Beurteilung der exmatrikulierten 
Studenten in den anderen Fachbereichen, so 
zeigt sich, daß die nach dem Examen ent­
lassenen Studenten des Fachbereichs Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaften durch­
schnittlich etwas länger, die Exmatrikulierten 
in den Fachbereichen Rechtswissenschaften, 
Philosophie und Mathematik/Naturwissen­
schaften etwas kUrzer studiert haben. Gegen­
über den Durchschnittswerten von 11,2 und 
11,7 waren hier geringe Abweichungen in 
Höhe von ~ 0,4 Prozentpunkten festzustellen. 
Deutlich sind dagegen diese Unterschiede 
hinsichtlich der durchschnittlichen Studien­
dauer für die examinierten Studenten in den 
Fachbereichen Medizin und Agrarwissenschaft. 
Nach den Aufbereitungen im Studienjahr 1974 
hatten die entlassenen Studenten des Fach­
bereichs Medizin durchschnittlich 13,3 Hoch­
schulsemester und 12,8 Fachsemester. Die 
exmatrikulierten Studenten der Agrarwissen­
schaft wiesen dagegen im Durchschnitt nur 
9,8 Hochschulsemester und 9,5 Fachsemester 
auf. 
Betrachtet man neben den Durchschnittswerten 
die Streuung der Studiendauer. die hier nur 
in Fachsemestern gemessen werden soll, so 
fällt auf, daß im Fachbereich Medizin die 
Mehrzahl (83%) der Examinierten nach dem 
12., 13. oder 14. Fachsemester das Examen 
abgelegt hatten. In der Agrarwissenschaft 
benötigten 81o/o der Exmatrikulierten 9, 10 oder 
11 Fachsemester bis zum erfolgreichen 
Abschluß des Studiums. In den Rechtswissen­
schaften hatten 86% der exmatrikulierten 
Studenten zwischen 9 und 12 Fachsemestern 
studiert. Dagegen ist die Studiendauer in den 
Fachbereichen Philosophie und Mathematik/ 
Naturwissenschaften weiter gestreut. In den 
mathematis eh/naturwissenschaftlichen Fächern 
wiesen zum Zeitpunkt der Exmatrikulation 
36'fo der Auskunftswilligen acht und weniger 
Fachsemester nach, auf der anderen Seite 
hatten 15<}"o dieser Studenten 15 und mehr 
Facl1semester studiert. Nicht ganz so stark 
ist die Streuung bei den entlassenen Studenten 
im Fachbereich Philosophie. Hier konnten 
23% der Exmatrikulierten bereits mit acht 
und weniger Fachsemestern die Abschluß­
prüfung ablegen, während 10% nach dem 
15. und höheren Fachsemester das Examen 
erfolgreich absolvierten . Die in den beiden 
zuletzt genannten Fachbereichen beobachtete 
breite Streuung der Studiendauer mag damit 
zu erklären sein, daß einerseits hier die 

Lehrangebote weit gefächert sind, so daß 
häufig für den Studenten eine Zeit der 
Orientierung vergeht, und andererseits die 
angebotenen Spezialisierungen wahrgenommen 
werden, auch wenn das nicht immer von 
den Prüfungsordnungen vorgeschrieben wird. 
Daneben bestehen in vielen Studiengangen 
unterschiedliche Möglichkeiten eines Ab­
schlusses, die mit unterschiedlichem Studien­
aufwand angestrebt werden können. 

Die Aufbereitung des vorliegenden Zahlen­
materials zeigt, daß der Hochschulwechsel 
von den Studenten in den einzelnen Fach­
bereichen nach unterschiedlich vielen abge­
legten Semestern vollzogen wird. Danach 
wechselten die exmatrikulierten Studenten der 
medizinischen Fakultät im Durchschnitt erst 
nach 7,1 Hochschulsemestern, die entlassenen 
Studenten aus dem Fachbereich Rechtswissen­
schaften nach durchschnittlich 3, 7 Ilochschul­
semestern. Diese E:x"tremwerte können unter 
Umständen dadurch erklärt werden, daß der 
Mediziner durch das Physikum am Anfang 
stärker an den Studienort gebunden ist, sich 
danach aber freier bewegen kann. Die 
Organisation des juristischen Studiums kennt 
kein Vorexamen, auf das der Student sich 
an einer Hochschule lange vorbereiten muß. 
Er wird daher, wenn überhaupt, in den ersten 
Semestern das Jurastudium woanders fort­
setzen, das fast an allen Hochschulorten 
angeboten wird. Gegen Studienende jedoch 
wird sich der Student der Rechtswissen­
schaften entscheiden, in welchem Bundesland 
er Staatsexamen und Referendarzeit ableisten 
will. Ein Wechsel der Hochschule, vor allem 
wenn damit ein Wechsel des Bundeslandes 
verbunden ist, erst in höheren Semestern 
ist nicht günstig. Die Durchschnittswerte in 
den anderen Fachbereichen liegen zwischen 
3, 7 und 7,1 absolvierten Hochschulsemestern. 
Sie lassen sich ebenfalls mit den beispielhaft 
genannten Faktoren - Studienangebot an den 
Hochschulen, Vorbereitungen für die Abschluß­
und Zwischenprüfung, Ausbildungsmodalitäten 
nach dem ersten Staatsexamen - erklären. 
Auf die Darstellung der durchschnittlichen 
Fachsemester, die die Studenten zum Zeit­
punkt des Hochschulwechsels aufweisen, wird 
verzichtet, da sie keine zusätzlichen Tnforma­
tionen bringt. 

Die vorgelegten Ergebnisse, die sich lediglich 
auf die Universität Kiel beziehen und für 
das Studienjahr 1974 gelten, unterliegen 
- wie bereits erwähnt - weiteren Einschrän­
kungen. Es fanden nur die bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt abgegebenen Exma­
trikulationen Berücksichtigung, und die abge­
gebenen Absichtserklärungen konntcu nicht 
auf ihre Realisierung Ubcrprilft werden. 
Dennoch läßt sich sagen, daß die meisten 
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Studenten dann eine Hochschule verlassen, 
wenn sie das Studium erfolgreich beendet 
haben, die Hochschule wechs.eln wollen oder 
das Studium ohne Abschluß beenden. Weiterhin 
konnte gezeigt werden, in welcher Weise 

die durchschnittliche Zahl der absolvierten 
Semester an einer Hochschule vom Grund 
der Exmatrikulation und der Fachbereichs­
zugehörigkeit der betroffenen Studenten 
abhängt. Friednch·Korl Wormeck 

Wandel im Wohnbau 
Die monatlichen statistischen Erhebungen der 
Baugenehmigungen sindtrotzdes Zeitverlustes, 
der durch den Verwaltungsweg zwischen 
Erteilung und Meldung der Baugenehmigung 
an das Statistische Landesamt entsteht, ein 
guter Indikator für die Konjunktur im Bau­
gewerbe, denn sie vermitteln kurzfristige 
Erkenntnisse über die künftige Entwicklung 
im Teilbereich Hochbau. Die Zahlen zeigen, 
wie inzwischen allgemein bekannt, daß hier 
insbesondere der Wohnbau innerhalb kürzester 
Zeit von einer Hochkonjunktur in eine Flaute 
rutschte. Ausgelöst war diese Bewegung 
dadurch, daß die Bundesregierung noch im 
Mai 1973 durch die Aussetzung der Sonder­
abschreibung nach § 7 b des Einkommen­
steuergesetzes 1 gegen die zu kräftige Aus­
weitung des Wohnungsbaues vorging. Diese 
Maßnahme traf vor allem den Bau von 
Einfamilienhäusern der privaten Haushalte. 
Die Wohnungsunternehmen hatten sich ohnehin 
schon darauf eingestellt, daß die Wohnungs­
nachfrage infolge der erheblichen Miet­
verteuerung und der allgemeinen Zurück­
haltung der Konsumenten stark rUckläufig 
war. Die Aussetzung der Sonderabschreibung 
wurde vorzeitig bereits Ende 1973 wieder 
aufgehoben. 

Ein- und Zweifamilienhäuser 
sind Stabilisierungsfaktor 

Welcher Wandel sich im einzelnen auf dem 
schleswig-holsteinischen Wohnungsmarkt voll­
zogen hat, soll im folgenden an der Entwick­
lung der Baugenehmigungen zur Errichtung 
neuer Wohngebäude in den Jahren 1973 bis 
1975 dargestellt werden. Das ganze Ausmaß 
des Rückgangs der Baugenehmigungen wird 
daran deutlich, daß den rund 25 900 genehmigten 
Wohnungen im Jahre 1973 nur noch etwa 18 200 
im Jahre 1974 und gar nur etwa 14 800 im 
Jahre 1975 gegenüberstehen. Dabei kann das 
Ergebnis für 1973 als normal bezeichnet 
werden, denn es entspricht fast genau dem 
Durchschnitt der Jahre 1961 bis 1970 mit 
26 100 genehmigten Wohnungen (bei dieser 
Betrachtung wurden die extrem guten Ergeh-

IJ nach Arti kel 1 des St.,uerö nderungsge s et zes 1973 vom 26. 6 1973, 
BGBI . I, S. 676 

nisse der Jahre 1971 bis 1972 mit jeweils 
über 32 000 genehmigten Wohnungen ausge­
klammert). Danach ist es doch bemerkenswert, 
daß das Genehmigungsvolumen 1974 nur 70"/o 
und das des Jahres 1975 sogar nur 57"/o des 
Volumens von 1973 erreichte. 

Weitere Aufschlüsse über die Entwicklung der 
Baugenehmigungen für Wohnungen über den 
J ab resvergleich hinaus gibt die Darstellung 
von Quartalsergebnissen im Bild. Daraus ist 
deutlich abzulesen, daß der Abschwung im 
3. Quartal 1973 einsetzte. Die Auswirkung 
der Aussetzung der Sonderabschreibung nach 
§ 7 b des Einkommensteuergesetzes macht 
sich unmittelbar bemerkbar. Andererseits 
ist auch ihre Wiedereinsetzung mit Beginn 
des Jahres 1974 an der nicht unerheblichen 
Steigerung des 1. Quartals 1974 gegenüber 
dem 4. Quartal 1973 abzulesen, wenn auch 
das Niveau wesentlich niedriger ist als im 
2. Quartal 1973. Der allgemeine Nachfrage­
rückgang auf dem Wohnungsbaumarkt dürfte 
damit vor allem auf die erheblichen Miet­
verteuerungen zurückzuführen sein. Vom 
1. Quartal 1974 bis zum 1. Quartal 1975 
ist die Nachfrage nahezu stetig von 5 594 
Wohnungen im 1. Quartal 1974 über 4 401 
im 3. Quartal 1974 auf nur 3 064 im 1. Quartal 
1975 zurückgegangen. Mit diesem Quartals­
ergebnis wurde der bisherige absolute Tief­
punkt im Wohnungsbau seit Einführung der 
Statistik im Jahre 1950 in Schleswig-Holstein 
erreicht. Vom 2. Quartal 1975 an ist zwar 
wieder eine leicht steigende Tendenz fest­
zustellen, doch auch im 4. Quartal 1975 ist 
mit 4 323 genehmigten Wohnungen erst ein 
relativ niedriges Niveau erreicht. 

Mit diesem allgemeinen Rückgang im Wohnbau 
hat sich ein gewisser Strukturwandel vollzogen, 
wenn man als 11 Struktur" hier einmal die 
Zusammensetzung der Wohnungen aus solchen 
in Ein- und Zweifamilienhäusern und solchen 
in Mehrfamilienhäusern sieht. Welches Aus­
maß dieser Wandel angenommen hat, kann 
man bereits daran ablesen, daß bei den 
Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 
1975 immerhin noch 78o/o des Genehmigungs­
volumens von 1973 erreicht wurden gegenüber 
nur 41 o/o bei den Wohnungen in Mehrfamilien­
häusern. Machten die genehmigten Wohnungen 
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in Mehrfamilienhäusern 1973 noch 56o/o, also 
über die Hälfte aller genehmigten Wohnungen 
aus, so sank dieser Anteilswert 
im Jahre 1974 auf 4111/o, also auf 
weniger als die Hälfte, im Jahre 
weiteren Verdeutlichung sei noch 
daß der Anteil der Wohnungen 
familienhäusern an den Wohnungen 
1972 und 1971 mit 64o/o und 65o/o 
Drittel betrug. 

Ober 5211/o 
wesentlich 
1975. Zur 
angeführt, 
in Mehr­
insgesamt 
fast zwei 

Nach den Quartalsergebnissen war dieser 
Strukturwandel bereits im 3. Quartal 1973 
festzustellen, als die Zahl der genehmigten 
Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 
die der Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 
erstmals übertraf. Das ist vor allem darauf 
zurückzuführen, daß die Wohnungsunternehmen 
wesentlich stärker auf die Aussetzung der 
Sonderabschreibung nach § 7 b des Einkommen­
steuergesetzes reagiert haben als die privaten 
Haushalte, denn die Zahl der genehmigten 
Wohnungen verringerte sich im 3. Quaz tal 
1973 gegenüber dem 2. Quartal 1973 bei den 
Mehrfamilienhäusern um 43o/o, bei den Ein­
und Zweifamilienhäusern dagegen nur um 9o/o. 
Bauanträge für Mehrfamilienhäuser durften 

wäl-• .o.·end der Zeit der Aussetzung der Sonder­
abschreibung stärker zurückgehalten worden 
sein als Bauanträge für Ein- und Zwei­
familienhäuser, denn die Zahl der genehmigten 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern erhöhte sich 
mit Wiedereinsetzung der Sonderabschreibung 
im 1. Quartal 1974 gegenüber dem 4. Quartal 
1973 immerhin um 83o/o, während sich die 
Zahl der genehmigten Wohnungen in Ein­
und Zweifamilienhäusern um 23o/o verringerte. 
Die hohe Zahl von genehmigten Wohnungen 
in Mehrfamilienhäusern Anfang 1974 ist aber 
seitdem eine Ausnahme geblieben. Vom 
2. Quartal 1974 an war die Zahl der 
genehmigten Wohnungen in Mehrfamilien­
häusern irruner geringer als die in Ein- und 
Zweifamilienhäusern. Der Wohnbau wird 
nunmehr ganz entschieden von den Bauanträgen 
für Ein- und Zweifamilienhäuser gestützt. 

Tiefpunkt im Wohnbau 

1975 wurden in Schleswig-Holstein nur ins­
gesamt 15 991 Wohnungen in Wohn- und 
Nichtwohnbauten zum Bau freigegeben. Zur 
weiteren Verdeutlichung des Ausmaßes der 
Baukrise sei noch erwähnt, daß die 19 612 
genehmigten Wohnungen des Jahres 1974 das 
drittschlechteste Ergebnis seit 1950 bedeuten, 
und im übrigen, daß sich Ergebnisse unter 
25 000 Wohnungen nur vor 1958 finden. Obwohl 
das Niveau 1974 bereits sehr niedrig war, 
wurden im Vergleich dazu 1975 noch einmal 
18% weniger Wohnungen zum Bau freigegeben. 
Gegenüber 1973 beträgt der Rückgang sogar 
42o/o. Dabei entspricht das Ergebnis des 
Jahres 1973 fast genau dem Durchschnitt 
der letzten zwanzig Jahre. 

Der weitere Rückgang im Jahre 1975 gegen­
über 1974 ist ausschließlich auf die Entwick­
lung bei den Mehrfamilienhäusern zurück­
zuführen, denn die Zahl der genehmigten 
Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern 
war 1974 und 1975 mit 8 843 und 8 831 nahezu 
gleich groß. Die Baugenehmigungen für 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern gingen 
dagegen nochmals um 3611/o zurilck, nachdem 
sie 1974 gegenüber 1973 schon einmal um 
36o/o gesunken waren. Bei den Wohnungen 
in Ein- und Zweifamilienhäusern war 1974 
das Genehmigungsvolumen um 22o/o geringer 
als 1973. Im Vergleich von 1975 mit 1973 
ist demnach festzustellen, daß die Nachfrage 
nach Wohnungen in Ein- und Zweifamilien­
häusern sich wesentlich weniger abschwächte 
als bei den Mehrfamilienhäusern. 

Im Wohnbau sollten nach den 1975 erteilten 
Genehmigungen 8 647 neu errichtete Wohn­
gebäude mit 14 845 Wohnungen und durch 
Baumaßnahmen an bestehenden Wohngebäuden 
weitere 813 Wohnungen entstehen. Von den 
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Genehmigte Wohngebö.Jde 

V e r<inderung 
1975 

G~baudeort 1973 1974 1975 gegenüber 
1974 1973 

~ 

Elnfomllo~nhliuser 9141 7 321 7 453 + 2 - 18 

Zwelfomoltenh8user 1 095 761 689 - 9 -37 

Mehrfomollenhöuser I 112 658 505 -23 -55 
doron l'lohnung"n 14 597 9 39d 6 014 -36 -59 

Wohngebäude inaguomt 11 348 8 740 8 647 - I -24 
darin Wohflungen 25 928 18?37 14 845 - 19 -43 

Wohngebäuden sind 7 453 oder 86Cfo Ein­
familienhäuser. Weitere 689 Gebäude sind 
Zweifamilienhäuser, und an Mehrfamilien­
häusern verbleiben dann nur noch 505 oder 
6%. Auf die Ein- und Zweifamilienhäuser 
entfallen 8 831 Wohnungen oder 59Cfo und auf 
die Mehrfamilienhäuser 6 014 Wohnungen 
oder 41o/o. 

Die 1975 zum Bau freigegebenen Einfamilien­
häuser sollen durchschnittlich 5,4 Räume und 
117 m2 Wohnfläche umfassen . Bei den Zwei­
familienhausern sind die entsprechenden Werte 
mit durchschnittlich 4,4 Räumen und 92 rrf. 
Wohnfläche je Wohnung bereits wesentlich 
geringer, was vor allem darauf zurückgeht, 
daß die zweite Wohnung in vielen Fällen 
nur eine Einliegerwohnung ist. Deshalb wird 
hier die Durchschnittsrechnung einem Ver­
gleich nicht ganz gerecht. Auf die Mehr­
familienhäuser verteilen sich im Durchschnitt 
11,9 Wohnungen. Diese Wohnungen haben 
durchschnittlich 3,5 Räume und 68 rrf. Wohn­
fläche. 

Einfamilienhäuser kosten 
im Durchschnitt 134 000 DM 

Für einen Kostenvergleich zwischen den Ein-, 
Zwei- und Mehrfamilienhäusern können die 
veranschlagten reinen Baukosten herangezogen 
werden. Nicht darin enthalten sind die 
Grundstückskosten, die Baunebenkosten wie 
Architektengebühren, die Erwerbskosten, die 
Kosten der Außenanlagen und die Erschlie­
ßungskosten . Außerdem ist zu berücksichtigen, 
daß es sich um die zum Zeitpunkt der 
Baugenehmigung kalkulierten Kosten handelt, 
Preiserhöhungen und weitere Kosten durch 
Zusatzarbeiten bis zum Zeitpunkt der Fertig­
stellung also nicht enthalten sind. Für die 
"veranschlagten reinen Baukosten" die geeig­
nete Bezugsgröße zu finden, ist sehr schwierig. 
Trotzdem sollen hier unter allen Vorbehalten 
der umbaute Raum, die Wohnfläche und die 
Wohnungszahl dazu verwendet werden. 

Als Bezugsgröße dürfte am besten noch der 
umbaute Raum geeignet sein. Bemerkenswert 

bei diesem Vergleich der einzelnen Gebäude­
arten ist, daß sich keine nennenswerten 
Unterschiede ergeben. Die Einfamilienhäuser 
kosten je Kubikmeter umbauten Raumes 
194 DM, die Zweifamilienhäuser 192 DM 
und die Mehrfamilienhäuser 189 DM. Für 
alle Gebäudearten zusammen ergibt sich ein 
Durchschnitt von 193 DM gegenüber 184 DM 
im Jahre 1974. Das entspricht einer Preis­
steigerung von 4,5o/o. 

Da Gebäude bereits als Wohngebäude gezählt 
werden, wenn sie nur zur Hälfte Wahnzwecken 
dienen, kann die Wohnfläche nur mit Ein­
schränkung als Bezugsgröße dienen . Ein 
Quadratmeter Wahnfläche kostete im Durch­
schnitt in einem Einfamilienhaus 1 142 DM, 
in einem Zweifamilienhaus 1 066 DM und in 
einem Mehrfamilienhaus 948 DM. Im Durch­
schnitt wurde also für einen Quadratmeter 
Wohnfläche in einem Zweifamilienhaus 7% 
und in einem Mehrfamilienhaus 17% weniger 
reine Baukosten veranschlagt als in einem 
Einfamilienhaus. 

Bezieht man in diesen Kostenvergleich die 
Nutzfläche 2 mit ein, dann ergeben sich für 
die einzelnen Gebäudearten folgende Kosten 
je Quadratmeter Fläche insgesamt: Ein­
familienhaus 1 062 DM, Zweifamilienhaus 
983 DM und Mehrfamilienhaus 896 DM. 
Auch bei diesem Kostenvergleich bleiben 
die Unterschiede zwischen den einzelnen 
Gebäudearten nahezu gleich. 

Wesentlich stärker eingeschränkt ist natürlich 
ein Vergleich der Kosten je Wohnung, weil 
hier die Unterschiede in der Größe der 
Wohnungen unberücksichtigt bleiben. Trotzdem 
kann gesagt werden, daß für die 1975 geneh­
migten Einfamilienhäuser im Durchschnitt 
134 000 DM als reine Baukosten veranschlagt 
wurden. Für ein Zweifamilienhaus wurden 
196 000 DM kalkuliert, also 98 000 DM je 
Wohnung. Hierbei ist aber zu berücksichtigen, 
daß, wie oben erwähnt, in Zweifamilien­
häusern häufig kleine Einliegerwohnungen 
gebaut werden. Eine Wohnung in einem Mehr­
familienhaus sollte im Durchschnitt etwa 
65 000 DM kosten . Bei diesen Kosten­
vergleichen ist neben den bereits erwähnten 
Einschränkungen zu berücksichtigen, daß in 
diese Durchschnittsberechnung Gebäude ein­
gehen, die sich in Konstruktion, Ausführung 
und Ausstattung zum Teil erheblich unter­
scheiden. Bei der hier gegebenen großen 
Zahl lassen sich aber derartige Berechnungen 
durchaus rechtfertigen. 

2) Zur Nutztläctut ln Wohn~bduden zählen die Räume oußerholb von 
Wohnur'lgen, die noch de<T~ Baupion rur Nlct-twohnzweeke besrlmrrt sind 
(z. ß . Ulden, Werkstoffen, Buros) Oie tn Wohnqebäudnn üblicherwco se 
vorges h<>nen Boden· und Kell~rroume sowie die Grundflachen von 
Treppen Innerhalb cogeschloss.,..,..,. Wohnungen werden nicht mitgezohlt 
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Über die Hälfte der Bauherren 
sind private Haushalte 

Es wurde bereits erwähnt, daß der Wohnbau 
ganz entscheidend von den Bauanträgen für 
Ein- und Zweifamilienhäuser gestützt wird. 
Da aber diese Gebäudearten im wesentlichen 
von privaten Haushalten gebaut werden, ist 
zur Zeit der fast ungebrochene Bauwille 
der privaten Haushalte ein wesentlicher 
Faktor für die Entwicklung auf dem Baumarkt. 
1975 entfallen 55% der genehmigten Wohnungen 
in neuen Wohngebäuden auf die privaten 
Haushalte . Damit hat sich die Bedeutung 
der privaten Haushalte für den Wohnbau 
in den letzten Jahren ständlg verstärkt, denn 
der Anteilswert betrug 1971 noch 40o/o und 
stieg in den folgenden Jahren über 43o/o, 
44o/o und 47o/o auf die obigen 55o/o im Jahre 
1975. Mit einem erheblich geringeren Anteil 
von 19% folgen die gemeinnützigen Wohnungs­
und ländlichen Siedlungsunternehmen. Zusam­
men mit den sonstigen W ahnungsunternehmen 
kommen die Wohnungsunternehmen insgesamt 
auf einen Anteil von 29o/o. 1974 waren die 
Wohnungsunternehmen bei der Errichtung 
neuer Wohngebäude noch zu 38o/o an den 
genehmigten Wohnungen beteiligt. Auf andere 
Unternehmen außer Wohnungsunternehmen 
entfallen 1975 weitere 15o/o. Die öffentlichen 
Bauherren sind im Wahnbau mit einem Anteil 
von lo/o von untergeordneter Bedeutung. 

Aus der Verschiebung der Gewichte der 
einzelnen Bauherrengruppen wird bereits 
deutlich, daß die Entwicklung gegenüber 1974 
unterschiedlich gewesen sein muß. Halten 
wir noch einmal fest, daß 1975 durch die 
Bauanträge zur Errichtung neuer Wohngebäude 
im ganzen 19o/o weniger Wohnungen genehmigt 
wurden als 1974. Dagegen belief sich der 
Rückgang bei den privaten Haushalten nur 
auf 5o/o und bei den anderen Unternehmen 

Genchm1gte Wohnungen in Wohngebä.Jdon noch Bauherrengruppen 

Vrrände-
rung 
1975 Antetleln '1. 

Bauherr 1974 1975 gegen• 
übet 1974 1975 
1974 ,. 

Prtvote Heushohe 8 648 8 210 - 5 47,4 55,3 

WohnungsuniMnehmen 6971 4234 -39 38,2 28,5 

Sanstlgo Unternehmen 2 328 2 IBO - 6 12,8 14,7 

Öffentliche BovhPrren 290 221 - 2A 1,6 1,5 

außer Wohnungsunternehmen auf 6o/o. Dem­
gegenüber steht eine negative Veränderungs ­
rate von 39% bei den Wohnungsunternehmen . 

Im Nichtwohnbau steigende Tendenz 

Im Gegensatz zur Entwicklung im Wohnbau ist 
die Nachfrage nach Nichtwohnbauten wie 
gevlerblichen und landwirtschaftlichen Betriebs­
gebäuden gestiegen. 1975 wurde die Errichtung 
von 2 175 neuen Nichtwohngebäuden genehmigt. 
Das sind immerhin 351 oder 19% mehr 
Gebäude als 1974. Der umbaute Raum erhöhte 
sich um 21% auf 8,3 Mill. m3 und die Nutz­
fläche um 17o/o auf 1,5 Mill. m2. Die veran­
schlagten reinen Baukosten belaufen sich 
auf 1,1 Mrd. DM gegenüber 0,9 Mrd. DM 
im Jahre 1974, was einer Steigerung von 
23o/o entspricht. 

Von größter Bedeutung für den Nichtwohnbau 
sind nach dem umbauten Raum die gewerb­
lichen Betriebsgebäude mit einem Anteil von 
47%. Aber auch zahlenmäßig sind sie mit 
805 oder 37o/o die bedeutendste Gebäudeart. 
Zu den gewerblichen Betriebsgebäuden gehören 
unter anderem Fabrik-, Werkstatt- und 
Lagergebäude, Warenhäuser und Hotels. Von 

Genehr•ugte N1chtwohngeböude 1975 

Veronscnfogte 

Umbouter Rou"' Ver!'lt'lsc:hlo9te reone Boukost"" '"'"" G.,blSudeart Baukosten 

Anzahl f• m3 

Bauherr 
I 000 ",3 Anteil Anteil umboutl!n 

'1. Mlll DM % 
Roumes 

DM 

Anstoltsgeb de 64 433 5 118,3 II 273 

Burogebäude 122 645 8 143 2 13 222 

Londwirtscl>cfthche Betrl~sg.,böude 787 I 410 17 n1 7 55 

GewE'rbllc:he Be•rlebsgebOud• 805 J 860 47 378 7 34 98 

Sc:hulgebliude 45 'i69 7 126,2 II 222 

Sonstige Nlchtwahn;obäudc 3~2 I 357 16 280 2 25 206 

Nochtwohng•biiude onagesamt 2 17S 8 273 100 1 123,7 100 136 

Unternehmen und frero Berufe 1 732 5 870 71 607,6 54 104 

ÖHeMIIcho Bauherr"" 363 2 25{, 27 ·198,8 44 221 

Private Haus alte 8C 146 2 17,3 2 118 
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der Zahl her kommen ihnen die landwirt­
schaftlichen Betriebsgebäude \Yie Ställe, 
Scheunen, Silos, Gewächs- und Treibhäuser 
mit 78 7 oder 36'Yo sehr nahe. Allerdings 
weisen die landwirtschaftlichen Betriebs­
gebäude im Durchschnitt wesentlich geringere 
Ausmaße auf und kommen nur auf einen 
Anteil von 17'Yo am umbauten Raum, Etwa 
das gleiche Gewicht mit einem Anteil von 
16'}'o am umbauten Raum haben die in einer 
Restgruppe zusammengefaßten, sehr unter­
schiedlichen sonstigen Nichtwohngebäude, zu 
denen neben Kirchen, Museen und Theatern 
auch Schwimm- und Turnhallen. Garagen der 
privaten Haushalte sowie Hochbauten der 
Bundeswehr gehören. In der weiteren Rang­
folge nach ihrem Anteil am umbauten Raum 
folgen die Bürogebäude mit 8'Yo, die Schul­
gebäude mit 7o/o und die Anstaltsgebäude 
mit 5%. 

Mißt man dagegen die Bedeutung der einzelnen 
Gebäudearten an den für die Bauwirtschaft 
sicherlich g~wichtigeren veranschlagten reinen 
Baukosten, dann ergibt sich ein anderes Bild. 
Es bleibt allerdings auch bei dieser Betrach­
tungsweise dabei, daß die gewerblichen 
Betiiebsgebäude von der größten Bedeutung 
sind, denn sie kommen auf einen Anteil 
von 34% aller Gebäudearten. Wesentlich 
stärker an Gewicht gewinnen hiernach aber 
die sonstigen :-J'ichtwohngebäude mit einem 
Anteil von 25%. Auch die Büro-. Schul- und 
Anstaltsgebäude verbessern ihre Position mit 
Anteilen an den insgesamt veranschlagten 
reinen Baukosten von 13'Yo bei den BOra­
gebäuden und jeweils 11 'fo bei den Schul­
und Anstaltsgebäuden. Nur noch von geringer 
Bedeutung sind unter dem Gesichtspunkt der 
Baukosten die landwirtschaftlichen Betriebs­
gebäude mit einem Anteil von 7%. 

Bei einem Kostenvergleich zwischen den 
einzelnen Gebäudearten ist im Nichtwohnbau 
noch mehr als im Wohnbau zu berücksichtigen, 
daß schon durch den sehr unterschiedlichen 
Verwendungszweck der Gebäude die Kon­
struktionen und Ausstattungen stark vonein­
ander abweichen. Hinzu kommt, daß auch 
noch innerhalb der einzelnen Gebäudearten 
- insbesondere bei den landwirtschafUichen 
Betriebsgebäuden und den sonstigen Nicht­
wohngebäuden sehr verschiedenartige 
Gebäude zusammengeraßt werden. Trotzdem 
werden andererseits gerade über die veran­
schlagten reinen Baukosten je Kubikmeter 
umbauten Raumes diese Unterschiede in 
Konstruktion und Ausstattung zwischen den 
einzelnen Gebäudearten im Nichtwohnbau 
sichtbar. 

Die teuersten Objekte sind danach die Anstalts­
gebäude wie Krankenhäuser, Kinder- und 

Altenheime mit veranschlagten reinen Bau­
kosten von 273 DM je Kubikmeter umbauten 
Raumes. Es folgen mit jeweils 222 DM die 
Bürogebäude und die Schulgebäude. Auch 
die sonstigen Nichtwohngebäude gehören mit 
206 DM Kosten im Durchschnitt für einen 
Kubikmeter umbauten Raum noch zu den 
teuren Gebäudearten. Wesentlich niedriger 
sind dagegen die entsprechenden Kostenwerte 
bei den gewerblichen Betriebsgebäuden mit 
98 DM und bei den landwirtschaftlichen 
Betriebsgebäuden mit 55 DM. 

Unternehmer steigerten stärker 
als öffentliche Hand 

Die positive Entwicklung in Nichtwohnbau ist 
vor allem auf die gesteigerte Nachfrage von 
Unternehmen und freien Berufen zurück­
zufahren. 1975 wurden aufgrund der Bau­
anträge von Unternehmern 334 oder 24% 
mehr .:'-l'ichtwohngebäude zum Bau freigegeben 
als 1974. Gleichzeitig erhöhten sich der 
umbaute Raum um 25o/o und die veranschlagten 
reinen Baukosten um 28'Yo. Aus diesen hohen 
Zuwachsraten kann durchaus eine Verbesse­
rung der Absatz- und Gewinnerwartungen 
abgelesen werden. Für die öffentliche Hand 
wurden 1975 dagegen 14 Gebäude weniger 
(- 4'Yo) zum Bau freigegeben als 1974. Trotz­
dem hat sich das Genehmigungsvolumen auch 
durch die öffentlichen Bauherren beim um­
bauten Raum um 14% und bei den veran­
schlagten reinen Baukosten um 17o/o erhöht. 

Durch die unterschiedlichen Zuwachsraten hat 
sich das Gewicht dieser beiden Bauherren­
gruppen im ~ichtwohnbau leicht zugunsten 
der Unternehmen und freien Berufe verschoben. 
Bemerkenswert hierbei ist, daß die Unter­
nehmer an dem 1975 genehmigten umbauten 
Raum zu 71% und die öffentliche Hand nur 
zu 27% beteiligt sind, während von den 
veranschlagten reinen Baukosten nur gut die 
Hälfte {54%) auf die Unternehmer und fast 
die Hälfte ( 44o/o) auf die öffentlichen Bau­
herren entfallen. Daraus ergibt sich. daß 
die Bauten der öffentlichen Hand im Durch­
schnitt teurer sind als die der Unternehmer. 
Tatsächlich soll im Durchschnitt ein Kubik­
meter von sämtlichen Objekten der öffent­
lichen Bauherren 221 DM kosten, während 
sich für die Objekte der Unternehmen und 
freien Berufe nur ein Durchschnittswert von 
104 DM ergibt. Das liegt natürlich an 
der unterschiedlichen Zweckbestimmung der 
Objekte dieser beiden Bauherrengruppen. 

Peter Möller 

N re Angobon siehe Stot. Berocht e F II 1. Vcrg1e ehe Qt.ck. ' Bou­
t äti ke I und Bou11•mehm1 ungen 1972• on doeser Z t scf.rlfr 1973, 
S. 149 (Jul i) 
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Die Millionenvermögen der natür liehen Personen 
in Schleswig-Holstein 

Ergebnis der Vermögensteuerstatistik 1972 

Die Zahl der in Schleswig-Holstein wohnenden 
Vermögensmillionäre hat sich in der Zeit 
von Anfang 1969 bis Anfang 1972 um gut 
ein Fünftel erhöht. Nach einer vorhiufigen 
Teilauswertung der Vermögensteuerhaupt­
veranlagung zum 1. 1. 1972 wurden 633 
unbeschränkt steuerpflichtige natürliche Per­
sonen ermittelt, deren Gesamtvermögen (das 
ist das um die Schulden und sonstigen Abzüge 
verringerte Rohvermögen) jeweils eine Million 
DM und mehr betrug. Drei Jahre zuvor 
zählten nur 523 Personen zu den großen 
Vermögensbesitzern, Innerhalb der drei Jahre 
sind also mindestens 110 Steuerpflichtige neu 
in den Kreis der Millionäre hineingewachsen. 
Das Rohvermögen stieg ebenfalls um gut 
ein Fünftel von 1,7 Mrd. DM auf 2,1 Mrd . DM 
(+ 21o/o); die Schulden und sonstigen Abzüge 
nahmen sogar überproportional um 46% zu . 
Die großen Vermögen waren damit 1972 
stärker verschuldet als 1969, und zwar erhöhte 
sich der Anteil der Schulden am Rohvermögen 

um 2,6 Prozentpunkte auf 14,8o/o, was einer 
Verschuldungsquote von etwa einem Siebentel 
entspricht. Das Gesamtvermögen und die 
Steuerschuld wuchsen infolgedessen nicht so 
kräftig wie das Rohvermögen. Beide Beträge 
nahmen im Verlaufe der drei Jahre nur um 
je 18o/o zu. Unter steuerlichen Aspekten 
betrachtet hat sich also die Vermögenslage 
der Millionäre nach 1969, wenn auch nicht 
erheblich, so doch spürbar verschlechtert. 
Außerdem unterlagen vier Millionäre, die 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
hatten, der beschränkten Vermögensteuer­
pflicht. Ihr Hohvermögen belief sich auf 
knapp 9 1\'Iill. DM. Es bestand ausschließlich 
aus Betriebsvermögen. Auf die beschränkt 
Steuerpflichtigen wird im folgenden nicht 
weiter eingegangen. Die nachstehenden Ergeb­
nisse dieser Veröffentlichung beziehen sich 
also stets auf die unbeschränkt steuerpflich­
tigen natürlichen Personen. 

Oie Verrnaqensmd l1o n o re '9~0 u;,d 1972 und d.e ZusorniT' r-se1zung ihres Rohvermögen~ 

unbeschrcinKI s •euerpfl ch:oge noturlic.he Personen "lil e111em v omlvcrmog n vc"' Mi ll. DM nd mel--r 

1.1 1969 1.1 1972 (v r <Juf ges Eqeb"osl 

Fälle Berro~ Fälle Betrog VPrunderung 
des Bcrrogo~ 

Steuer- Sreuer-
ln% 

pll oc:h llgc 
Mill. DM % pfloc:ht iJO 

Moll. DM % 

Land- und fo rs twrrt schofdic hes Ve rmögen 144 33 2,0 17 1 2 1 1,0 -36,0 

Grvl"dve r11'1Ö\]en 464 68 4,0 55.1 79 3,8 + 16.8 

Be trtebsvermögen (Reonvermdge n) 406 729 42,8 484 866 42,0 ~ 18,7 

Son~ltges VPrmög•n 519 874 51,3 623 1 101 53.4 t 26 ,0 

Rol>vermögen 523 1 702' 100 633 2 063° 100 + 21,2 

Schulden und sonsrogc Abzug!." 506 208 12,2 622 305 14,8 + 46,2 

Gesc mtvcrmOgen "'23 1 494 87,8 633 ' 758 85,2 + 17,7 

Fre obetrlige nach § 5 VStG 1 443 29 1,7 1 728 35 1, 7 + 19,8 

Sreuerpfltchtig"~ Vermagen 523 1 465 86,0 633 1 723 83,5 t 17,7 

Steuersc uld 513 1•1,5 633 17,1 + 78, 0 

a) abzug loch Mlnusbetröqe betiTI Betro<'b$vermo en, nomllc:h 1969 = 2 066 000 DM ( 13 Folie) 
1972 = 4 532 000 DM (23 Fälle) 

Das Ergebnis der Statistik kann nur richtig 
eingeschätzt werden, wenn man die Besonder­
heiten der steuerlichen Bewertungspraxis 
berücksichtigt. Die allgemeine Bewertungs­
regel des Steuerrechts, wonach der sog~nannte 
11 gemeine Wert" 1 anzusetzen ist, ist durch 

1) ve rijl. § 9 (2) BewG· " Der qemoll'e We rt word durch den Preis be· 
s t ommt, dt'r tm gewöhn lochen Geschäftsverkehr nocl- der Besc!,alfeu• 
heo r des Worrschohsgute~ bei einer Veröuße.rung zu erzie len .... öre .. • 

zahlreiche Ausnahmen im Bewertungsgesetz 
und in anderen Steuergesetzen durchbrachen. 
Vom gemeinen Wert weichen insbesondere 
die speziellen Bewertungsvorschriften für den 
Grundbesitz ab, die auch im Rahmen der 
Vermögensteuerhauptveranlagung auf den 
1. 1. 1972 noch den Ansatz der auf den Wert­
verhältnissen von 1935 ermittelten Einheits­
werte vorsehen. Es bedarf keiner näheren 
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Erläuterung, daß diese seit fast 40 Jahren 
eingefrorenen Werte weit unter. denen des 
gemeinen Werts liegen und daher mit den 
Ansätzen für das Betriebsvermögen und das 
sonstige Vermögen, die zeitnah bewertet 
werden, nicht zu vergleichen sind. 

Sonstiges Vermögen weiterhin 
ausschlaggebend 

Das Vermögen der Millionäre setzt sich am 
häufigsten aus drei der vier verschiedenen 
Vermögensarten zusammen, die das Bewer­
tungsrecht unterscheidet. Hierbei ist die 
Kombination von ''sonstigem Vermögen" mit 
''Grundvermögen'' und 11 Betriebsvermögen11 der 
RegelfalL Wertmäßig wie auch nach der Zahl 
der Fälle kommt dem sonstigen Vermögen 
die größte BedeutWlg zu. 98,4% der großen 
Vermögensbesitzer gaben in ihren Vermögens­
erklärungen an, über Anteile an Kapital­
gesellschaften, festverzinsliche Wertpapiere, 
Sparguthaben, andere Kapitalforderungen oder 
Zahlungsmittel zu verfügen, womit der Begriff 
"sonstiges Vermögen" umschrieben ist. Wert­
mäßig machte diese Vermögensart am 1. 1. 1972 
1,1 Mrd. DM aus, das sind 53% des gesamten 
Rohvermögens. 

Es folgen nach der Zahl der Fälle das Grund­
vermögen und das Betriebsvermögen, das 
87o/o und 76% der Millionäre in ihren Ver­
mögenserldärungen auswiesen. Wertmäßig hat 
neben dem sonstigen Vermögen nur noch 
das Betriebsvermögen Bedeutung. Dagegen 
wird das Gewicht des Grundvermögens und 
des land- und forstwirtschaftliehen Vermögens 
irrfolge der erwähnten Bewertungsvorschriften 
immer geringer. Beim land- und forstwirt-

o-c1s1 Die Millionenvermögen 1972 
Rohvenaoaen der unbescttranld vermocensteuerplllthhaen natu1hchen Personen 

mH enll!IR Gesa111vermoeen von 1 Million DM und mehr 
llMI DM IR MI II DM 

1 zoo-----------
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600-- 600 

500--------- 500 
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schaftliehen Vermögen hat sich sogar der 
absolute Betrag des Vermögenswerts im 
Laufe von drei Jahren um 12 Mill. DM auf 
21 Mill. DM verringert. Der Anteil am Roh­
vermögen, der auf Grundbesitz zurückgeht, 
beträgt somit nur noch knapp 5%. 

Nur wenige Millionäre nicht erwerbstätig 

Der Katalog der durch die Statistik erfäßten 
Erhebungsmerkmale ist 1972 um die Art 
der Erwerbstätigkeit der Steuerpflichtigen 
erweitert worden. Hierzu hatten alle Veran-

Die Vermögensmillionöre 1972 nach der Arf der Erwerbstätigkeit 

nur unbeschränkt Steuerpflichtige; vorläufiges Ergebnis 

Gesamtvermögen Steuerschuld 

Zahl der je 
An der Erwerbsrätrgkeit Srever- Insgesamt 

ie Insgesamt 
pflrchtigen 

Steuerpfllchtig<m Steuerpflichtigen 

1 000 DM 1 000 DM DM 

Selbständige 480 1 297 623 2 703 12 599 26 248 

davon 
Lond- und FoMitwrrte 51 161 059 3 158 1554 30 471 

Gewerbetreibende 393 1 034 248 2 632 10 047 25 565 

freiberuflich Tätige 27 66666 2477 649 24 037 

sonstige Selbständige 9 35 449 3 939 3<19 38 778 

Nichrselbsröndlge SB 263 004 4 S3S 2 575 44 397 

davon 
Angestellte 41 231 113 5 637 2270 55 366 

Beamte 10 17 649 1 785 170 17 000 

sonstige Nichts .. lbstöndrge 7 14 043 2 006 134 19 193 

Nichterweorbstötrge 95 197 744 2 062 I 927 20 264 
davon 
Rentner, Pensionäre oder derqlelchen 50 111 474 2229 1 087 21 740 

saMtige Nrchterwerbstötlge 45 86 270 1 917 840 18 667 

Insgesamt 633 1 758 372 2 778 17 100 27 014 
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lagten in ihrer Vermögenserklärung angegeben, 
zu welcher der in der vorstehenden Tabelle 
genannten sozialen Gruppen sie gehören. Es 
können hierbei unter Umständen mehrere 
Angaben zutreffen, da das Vermögensteuer­
recht bei unbeschränkt steuerpflichtigen Ehe­
gatten die Zusammenveranlagung vorsieht 
C'Haushnltsbesteuerung11

) und die Ehepartner 
nicht immer der gleichen Gruppe anzugehC>ren 
brauchen. In diesem Falle war die über­
wiegende Art maßgebend, d. h. es sollte 
diejenige soziale Gruppe angegeben werden, 
die filr den Ehepartner mit den größeren 
Vermögensanteilen zutraf. Entsprechendes galt 
auch für in die Haushaltsbesteuerung ein­
bezogene Kinder. 

Wenn auch die Zuordnung nach der Art 
der Erwerbstätigkeit aus den obenerwähnten 
Gründen nicht in jedem Falle voll befriedigend 
gelöst werden konnte und hierbei ein gewisser 
Ermessensspielraum offenblieb, so ergeben 
sich aus der neu gewonnenen sozialen Schich­
tung doch e1mge interessante Aussagen. 
Danach gingen 85o/o der großen Vermögens­
besitzer einer Erwerbstätigkeit nach, während 
nur 15o/o nicht erwerbstätig waren. Von den 
letzteren wiederum hat über die Hälfte früher 
einmal regelmäßig gearbeitet und bezieht nun 
zum Hauptfeststellungszeitpunkt der Vermögen­
steuerveranlagung am 1. 1. 1972 neben den 
Erträgen aus ihrem Vermögen eine Hente 
oder eine Pension. Läßt man diese Rentner 
und Pensionäre außer Ansatz, so ergibt sich, 
daß etwa nur 7% der vorwegerfaßten Steuer­
pflichtigen nicht oder noch nicht erwerbstätig 
sind. Der Fall des Vermögensmillionärs, 
der ausschließlich von den Erträgen seines 
Vermögens lebt, ist also offenbar verhältnis­
mäßig selten. 

Am häufigsten sind die großen Vermögens­
besitzer selbständige Gewerbetreibende. Es 
wurden allein 393 Unternehmer gezählt, die 
zusammen ein Gesamtvermögen von über 
1 Mrd. DM in ihren Vermögenserklärungen 
angaben, das sind je Steuerpflichtigen rund 
2,6 Mill. DM. Die selbständigen Gewerbe­
treibenden rechnen damit nicht zu der 
sozialen Gruppe mit den größten Einzel­
vermögen. Hierzu sind vielmehr die 41 
Angestellten zu zählen, auf die im Durch­
schnitt ein Gesamtvermögen entfiel, das über 
doppelt so groß war, nämlich 5,6 Mill. Dl\1. 
Auf diesen Personenkreis entfallen vermutlich 
hauptsächlich die Vorstandsmitglieder, 
Generaldirektoren oder Geschäftsführer der 
großen Kapitalgesellschaften, die eine ähnliche 
Unternehmertätigkeit ausüben wie die selb­
ständigen Gewerbetreibenden, aber infolge 
der besonderen Rechtsform der von ihnen 
geführten Unternehmen im Angestellten­
verhältnis tätig sind. Nicht zu übersehen 

ist auch das relativ hohe Gesamtvermögen 
der 51 erfaßten Land- und Forstwirte. Dieses 
Vermögen setzt sich nachweislich haupt­
sächlich aus sonstigem Vermögen, zum 
geringeren Teil auch aus Betriebsvermögen 
zusammen, wogegen das land- und forst­
wirtschaftliche Vermögen infolge der unter­
schiedlichen steuerlichen Bewertungsvor­
schriften betragsmäßig sehr gering ausge­
wiesen wird. In dem relativ hohen Gesamt­
vermögen der Land- und Forstwirte ist der 
Anteil des sonstigen Vermögens auffallend 
hoch; man kann vermuten, daß hier gewisse 
Teile des ursprünglich vorhandenen Grund­
besitzes in Geld- und Betriebsvermögen, 
also zeitnah bewertete Vermögensarten, umge­
wandelt worden sind. 

400 11 einfache" Millionäre 

Die Gliederung der großen Vermögensbesitzer 
nach der Vermögensgruppe zeigt, daß die 
weitaus meisten Veranlagten der untersten 
Gruppe zuzuordnen sind. Fast zwei Drittel 
der erfaßten Steuerpflichtigen überschritten 
mit ihrem Gesamtvermögen nicht den 
Schwellenwert von 2 Mill. DM. Der Anteil 
dieser Gruppe am gesamten Hobvermögen 
belief sich dagegen nur auf knapp ein Drittel. 
Mit zunehmender Höhe des Gesamtvermögens 
nimmt dann die Zahl der Millionäre kon­
tinuierlich ab, wobei der Anteil des Roh­
vermögens im Vergleich zur Zahl der Steuer­
pflichtigen in den einzelnen Vermögensgruppen 
steigt. So wurden in den beiden obersten 
Gruppen 18 vielfache Millionäre mit einem 
Gesamtvermögen von 10, 20 und mehr :\lill. DM 
erfaßt; sie machen 3o/o der Steuerpflichtigen 
aus, vereinigen aber 20% des gesamten 
Rohvermögens auf sich. 

Die Zusammensetzung des Rohvermögens aus 
den einzelnen Vermögensarten unterstreicht 
die dominierende Stellung des sonstigen 
Vermögens unter den Vermögensbesitzern 
in der obersten Größenklasse. Die Vermögens­
werte des Grundbesitzes Oberschreiten dagegen 
gewöhnlich je Veranlagten nicht ein bestimmtes 
Mindestmaß, so daß ihr Anteil am Roh­
vermögen nur in den mit Veranlagten stark 
besetzten unteren Gruppen überhaupt zu 
erwähnen ist. Im übrigen sind in der Struktur 
der Schichtung in den drei Jahren seit der 
vorhergehenden Erhebung von 1969 keine 
grundlegenden Veränderungen eingetreten. Die 
mindestens 110 in diesem Zeitraum neu 
hinzugekommenen großen Vermögensbesitzer 
haben hauptsächlich zu einer Erhöhung der 
Zahl der Veranlagten in der untersten 
Vermögensgruppe geführt; auch in den mitt­
leren Gruppen ergeben sich positive Verände­
rungen. Dagegen hat sich der exklusive Kreis 
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Die Vermögensmillionöre noch Größenklossen am 1. 1. 1972 
nur unbeschränkt Steuerpflichtige; vorläufiges Ergebnis 

Steuer· Roh- Lond- und 
Vermögensgruppe pAichttge vermögen 

I forstwlrt-
(Gesomrvermögen) schaftliches 

ln Mlll. DM 
Anzahl Vermögen 

in Mi II. DM 

1- 2 402 646 

2- 3 84 2~3 

3- 4 53 234 0 

4- 6 46 268 2 

6- 10 30 256 

10- 20 11 167 

20 und mehr 7 249 0 

lnaguamt 633 2 063 

I) abzuglieh 4,5 Mill. DM Mtnusbatröge betm BetriebsvE"rmögen 

der vielfachen Millionäre mit 10 Mill. DM 
und mehr Gesamtvermögen seit 1969 nicht 
weiter erhöht, im Gegenteil, die Zahl und 
das dort eingeordnete Rohvermögen haben 
seitdem geringfügig abgenommen. 

27 000 DM Jahressteuerschuld je Millionär 

Das steuerpflichtige Vermögen der unbeschränkt 
steuerpflichtigen natürlichen Personen ergibt 
sich, wenn vom Gesamtvermögen (das ist 
das um die Schulden und sonstigen Abzüge 
verringerte Rohvermögen) die Freibeträge 
abgezogen sind. Die Freibeträge der großen 
Vermögensbesitzer beschränken sich auf 
einheitlich 20 000 DM für jedes Familien­
mitglied (Steuerpflichtiger, Ehefrau, Kinder). 
In der Summe machten sie 34,6 Mill. DM 
aus, und zwar wurden 633mal Freibeträge 
für den Steuerpflichtigen und zufällig genauso 
oft solche für die Kinder gewährt sowie 
462mal Freibeträge für die Ehefrau. Daraus 
ergibt sich, daß 73o/o der Millionäre verheiratet 
waren. Statistisch gesehen entfielen auf ein 
Ehepaar im Durchschnitt 1,4 Kinder, für die 
Freibeträge gewährt wurden; diese im 
Vergleich zur gesamten Bevölkerung niedrige 
Zahl könnte aus dem im Durchschnitt höheren 
Alter der Millionäre erklärt werden (für 
erwachsene Kinder wird ja bekanntlich in 
der Regel kein Freibetrag gegeben). Über 
die Altersverteilung der Millionäre ist aus 
der Statistik nichts bekannt, Altersfreibeträge 
werden für die großen Vermögensbesitzer 
nicht gewährt. 

Nach Abzug der Freibeträge errechnete sich 
ein steuerpflichtiges Vermögen von insgesamt 
1, 723 Mrd. DM, das fast ausschließlich dem 
Vermögensteuerregelsatz von lo/o unterlag. 
Nur auf 3o/o des Vermögens war derermäßigte 

dovon 

Betriebs-
Steuerschuld Grund- vermögen Sonstiges 

vermögen (Rein- v .. rmögen 
vermögen) 

ln%des Rohvenmögens inMIII. DM 

6 42 51 5,2 

5 50 44 2,0 

5 47 48 1,8 

2 42 54 2,1 

2 35 62 2,2 

2 54 43 1,5 

28 71 2,6 

4 42 53 17,1 

Steuersatz 2 von 0,75o/o anzusetzen. Die fest­
gesetzte Jahressteuerschuld belief sich auf 
17,1 Mill. DM, was einem durchschnittlichen 
Steuersatz von 0,99o/o entspricht. Die Ver­
mögensmillionäre trugen somit im Jahre 1972 
zu gut einem Viertel des gesamten Auf­
kommens an Vermögensteuer bei. Thr zahlen­
mäßiger Anteil an allen natürlichen vermögen­
steuerpflichtigen Personen kann auf etwa 3o/o 
geschätzt werden. Im Durchschnitt hatte 
jeder große Vermögensbesitzer auf sein 
Vermögen eine Steuer von über 27 000 DM 
zu entrichten. 

Randgebiet um Harnburg 
als Millionärswohnsitz bevorzugt 

Das Vermögensteuerrecht sieht die Veranlagung 
der Steuerpflichtigen nach dem Wohnsitz­
prinzip vor, d. h. die großen Vermögens­
besitzer werden bei dem Finanzamt veranlagt. 
in dessen Bezirk sie wohnen. Es ist hierbei 
unerheblich, wo das Vermögen (z. B. ein 
bebautes Grundstück oder Betriebsvermögen) 
gelegen ist. Durch das Auseinanderfallen 
von Wohnsitz des Eigentümers und Belegenheit 
des Vermögens ist das Ergebnis der Statistik 
in nicht geringem Umfang von Gegebenheiten 
in anderen Bundesländern abhängig. Die 
regionale Darstellung der in Schleswig­
Holstein veranlagten Millionäre ist stark von 
den in Harnburg konzentrierten Vermögens­
werten beeinfiußt. Die um Harnburg gelegenen 
nördlichen drei Randkreise Hzgt. Lauenburg, 
Stormarn und Pinneberg werden allein von 
226 Millionären bewohnt, wobei eine Abnahme 
der Häufigkeit und der Vermögensgröße von 

2) Der Steuersot"Z ermößlgl sich duf 0,75 %, sowett das steuerpflich­
tige Vermögen den Betrog der Vermögensabgabeschuld noch dem LAG 
ntcht übersteigt {vgl. § B VStG) 
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Oie Vermögensmdlsonöre 1972 in den Kressen 

nur unbeschränkt Stcuerplllchtoge; vorlövfoges Ergebnis 

KREISFREIE STADT 
v .. rmögensmolllonore 

Gesamt· 

%der 
vermögen 

Kreis Anzahl 
Landessumme 

ln Mlll . DM 

FLENSBURG 30 4,7 61,4 
KIEL 61 9,6 119,9 
LUBECK 59 9,3 204,5 
NEUMUNSTER 18 2,8 28,8 

Dithmarschen 12 1,9 19,9 
Flensburg•Land 9 1,4 22,0 
Hzgl. Lavenburg 90 14,2 351,4 
Nordfroesland 25 3,9 50,6 

Ostholstein 44 7,0 107,9 
Ponneberg 65 10,3 184,4 
Plön 31 4,9 90,3 
R...dsburg-Ecl.ernförde 58 9,2 147,7 

Schl.,swlg 6 0,9 8,6 
Sogeberg 32 5,1 87,4 
Steinburg 22 3,5 46,0 
Stormam 71 11,2 227,5 

Schleswlg·Holsteon 633 100 I 758,4 

Ost nach West zu beobachten ist. Sie geht 
nicht zuletzt auf die im östlichen Randgebiet 
vorhandenen landschaftlichen Reize und Vor­
züge einer gepflegten Wohngegend zurück. 
36% aller Vermögensmillionäre sowie 43o/o 
des gesamten Vermögens entfallen auf die 
drei genannten Kreise. 

Das massierte Auftreten des begüterten 
Personenkreises im nördlichen Randgebiet 
um die Hansestadt dürfte voraussichtlich 
auch in Zukunft anhalten, da zu erwarten ist, 
daß die Wohnsitze weiterhin zunehmend aus 
der Millionenstadt heraus verlagert werden. 
Nicht zuletzt infolge dieses Effekts hat die 
Zahl der in Harnburg veranlagten Millionäre 
zwischen 1969 und 1972 um 3o/o abgenommen3 • 

Auch die kreisfreien Städte Kiel und Lübeck 
sowie der Kreis Rendsburg-Eckernförde 
werden von einer nicht geringen Zahl großer 
Vermögensbesitzer bewohnt, wobei die Höhe 
des Gesamtvermögens insbesondere in der 
kreisfreien Stadt Lübeck hervortritt. Die 
stark agrarisch strukturierten und standort­
mäßig benachteiligten Kreise Schleswig. 
Flensburg-Land und Dithmarschen vereinigen 
dagegen nur 4,2o/o der Steuerpflichtigen und 
2,9% des von ihnen gehaltenen Gesamt­
vermögens auf sich. 

Klaus Schelthauer 

Vergleoche auch: "Uber 500 Vermögonsmolloonare ln Schleswog-Hal­
steln" ln doe5"r z.,ltsc:hroft 1971, S. 91 (Aprol) 

3) vgl. hoerzu: "Privat" Molllononvf!rmögen in Hambvrg" in "Hamburg 
in Zahlen•, Heft 7/1975, S. 185 

Kurzberichte 
Straßenverkchrsunfoille 

mit Personenschaden 

Mit der manuellen Zusammenstellung der 
wichtigsten Merkmale aus dem Erhebungs­
programm der amtlichen Straßenverkehrs­
unfallstatistik für den Monat Dezember kann 
nunmehr ein Überblick über das Unfall­
geschehen auf den Straßen Schleswig-Holsteins 
im Jahre 1975 gegeben werden. Diese zum 
Teil vorläufigen Ergebnisse werden später 
durch eine tiefer gegliederte Darstellung der 
endgültigen Ergebnisse in den Statistischen 
Berichten ergänzt. 

Im vergangeneo Jahr ereigneten sich in 
Schleswig-Holstein insgesamt 16 362 Unfälle 
mit Personenschaden. Dabei verunglückten 
682 Personen tödlich. Die Zahl der Verletzten 
(Schwer- und Leichtverletzte) betrug 21 657 . 
Im Vergleich zu 1974 nahm die Zahl der 
Unfälle um 5 ,5f}'o zu, die Zahl der Verunglückten 
stieg um 6,2'7o und die Zahl der Verkehrstolen 
erhöhte sich um 4,0%. Damit scheint sich 
wieder eine Wende zum Schlechteren anzu­
bahnen, nachdem die zuvor anhaltend negative 

Entwicklung im Jahre 1973 unterbrochen 
worden war. Damals war die Zahl der 
Unfälle und Verunglückten vor allem infolge 
des im Herbst 1972 eingeführten "Tempo 10011 

auf Bundes- und Landesstraßen, der Mitte 
197 3 in Kraft getretenen 0,8-Promille -Regelung 
sowie der Ende 1973 im Zusammenhang mit 
der Ölkrise getroffenen Maßnahmen - Sonntags­
fahrverbete Ende November und im Dezember 
1973, Begrenzung der Geschwindigkeit auf 
Autobahnen (100 km/h) und sonstigen Außer­
ortsstraßen (80 km/h) bis Mitte März 1974 -
erheblich zurückgegangen. Die rückläufige 
Entwicklung setzte sich dann 1974 fort. 

Auch im Bundesgebiet hat sich das Unfall­
geschehen im Jahre 1975 wieder verschlechtert. 
Die Zuwachsraten waren jedoch geringer als 
in Schleswig-Holstein. So ist die Zahl der 
Unfälle im Bundesdurchschnitt "nur11 um 1 ,9o/o, 
die der Verunglückten um 2,3o/o gestiegen. 
Die Zunahme der Unfälle ist einmal auf 
einen Anstieg der durchschnittlichen Kraft­
fahrzeugfahrleistungen zurückzuführen. Der 
Grund hierfür dürfte unter anderem darin 
zu sehen sein, daß sich 1975 die Anzeichen 
für einen wirtschaftlichen Aufschwung mehrten, 
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Verenderungen des Pkw·B stonde 
und der Unfalle mtt PersonE!flschoden von Jahr ,a r tr1 % 

Bundesgab et Sc:hlesw g•H !sreln 

Pkw I Unfalle Pkw
1 U fa le 

1970/71 + 8,4 -2,2 + 9,2 t 2,3 

1971m + 6,2 + 2,6 + 6,5 + 4,6 

1972/73 + 6,0 -66 + 5,7 4,9 

1973/7.4 + 1,9 - 6,4 + 1,9 9,5 

1974/75 + 3,2 + 1,9 + 3,4 t 5,5 

I) elns~hlleßhch Komb nclionskrOJft,ycgen, Sta,.d: Jewetla I 7 

und daß auch die Benzinpreise infolge des 
verhältnismäßig geringen Energiebedarfs der 
Weltwirtschaft einigermaßen stabil blieben. 
Zum anderen ist der Bestand an Kraftfahr-

Straßenverkehrsunfälle und Verunglückte 
Veranderung 1975 gegenuber 1974 

Nlrdfnesland 

Segeberg 

OiltmlrscMI1 

Pmrebe~g 

flENSBURG 

Stormarn 

Osthotsrem 

• 5 10 d5 

zeugen wieder stärker gewachsen. Wie man 
der obigen Tabelle entnehmen kann, hat der KIEL 
Bestand an Personen- und Kombinations­
kraftwagen sowohl im gesamten Bundesgebiet 
als auch in Schleswig-Holstein 1975 wieder Steirilurg 
stärker zugenommen. Während er 1974 nur 
um 1,9o/o stieg, betrug die Zunahme ein Jahr 
später über 3%. Damit ist auch hier ein 
Tendenzwandel sichtbar, nachdem zwischen 
1971 und 1974 die Zuwachsraten von Jahr zu 
Jahr geringer geworden waren. 

Untersucht man die Unfallentwicklung in den 
einzelnen Kreisen, dann werden erhebliche 
Unterschiede sichtbar. Am ung!1nstigsten 
schnitt dabei der Kreis Nordfriesland ab. 
Während sich 1974 dort 969 Unfälle mit 
Personenschaden ereigneten. waren es im 
vergangenen Jahr 1 148. Damit ist die Zahl 
der Unfälle um 18,5o/o angestiegen. Ähnlich 
groß war der Zuwachs in den Kreisen Segebcrg 
und Dithmarschen. Während im Kreis Segeberg 
die Zahl der Unfälle um 18,0% auf 1 376 stieg, 
kletterte sie im Kreis Dithmarschen auf 880. 
Das sind 17 ,5o/o mehr als 1974. Über dem 
Kreisdurchschnitt von + 7,1% lag die Unfall­
entwicklung auch in den Kreisen Pinneberg 
(+ 9,2%) und Stormarn (+ 7 ,3%). In den übrigen 
Kreisen lagen die Veränderungsraten teils 
unter dem Durchschnitt, so in den Kreisen 
Ostholstein (+ 5,4%), Schleswig-Flensburg 
(+ 3,4o/o), Steinburg (+ 3,0o/o) und Hzgt. Lauenburg 
(+ 0,1%), teils waren sie negativ, so in den 
Kreisen Plön und Rendsburg-Eckernförde, wo 
die Zahl der Unfälle um 2 ,3o/o bzw. 1,3o/o 
zurückging. Für die kreisfreien Städte errech-

0 

.ro 
Reoosburg- fckernlorde 

LÜBI:CII 

NEUMÜNSTER 

15 20\ 

0 41S2 

net sich eine durchschnittliche Veränderung 
der Unfallzahlen von + 0,8o/o. Sie ist das 
Ergebnis positiver und negativer Entwicklungen 
in jeweils zwei kreisfreien Städten. Während 
in Neumünster und Lübeck die Zahl der Unfälle 
zurückging, und zwar um 3,8o/o und 3,4o/o, 
stieg sie in Flensburg und Kiel an. In 
Flensburg wurde mit einem Mehr von 8,6% 
sogar der Landesdurchschnitt übertroffen, In 
Kiel ereigneten sich 1975 demgegenüber 4, 7o/o 
mehr Unfälle als 1974. 

Kar/heinz König 

Nahere Angeben siehe Stot. Bertchte H I I. Ver Iei he ou h "Ota 
Straßenverkehrsunfalle m t Peraoncnschoden Im Jah,., 1973" in dieser 
Zo tscl>r ft 1974, S. 115 (Mol) 

ERLAUTERUNGEN: Die Oue!le Ist nur bet Zahlen vermerkt, die nicht a<.s dem StatiStischen Londeso 1 stamme!' Der Ausdruck "Kreis.,• st t 
vereinfachend fur •Kreise und kreisfreie Stlldte" D fferenzen zwlsche" Gesamzoh und Summe der Tellzahlen e tste e durcl> uncbhCingige 
Rundvng; ollen Rechnung n !legen die unge<undeten Zahlen zu runde. Bel GrCißanl<lossen bedeutet z B. •t-s• "I bis unter •. 
Zahlen in ()hoben el.,geschrlinkte Aussagefdhtgkclt. p:: varlliuflgo, r - berichugte, s = gescS..l!tzte Zahl, D- Durchschnitt 
Zeichen cnst .. lle von Zahlen in Tobellen bedouten 

- :Zahlenwert genov Null 
0 - Zohlenw rt großer ols Nvll. aucr kl"i""r als di" H!!lf•c d~r verwendet•m Einheft 
, =Zahlenwert unbekannt, ntcl-t ei,.gesctrt cde• s ""ics 
... - Zchlenw~t noch nicht b kennt 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
2.8, Jahrgal'g Heft 3 Mdrz 1976 , 

Schleswig-Holstcin im Zahlenspiegel 
Monats- und Vierteljahreszahlen 

1973 1974 1974]75 1975/76 

M<>r>ata- Xov. Dez. I .Januar 
durchschnitt 

01<1. sov, Dez. Januar 

Bndlknun~ und f:r\\crb~tädgkdt I 
Bevölkeruna am Monatsende I 000 2 573 2 563 2 585 2 564 

I 
2 564 2 583 2 583 ... . .. 

Nalürltche BevOikerunasbe,.,eauna 
tEhee<·hllt'ßungen 1) Anuhl I 266 1 246 I 104 I 210 929 I 285 684 I 230 ... 
• je I 000 Elnw, und 1 Jahr 5,9 5,8 5,2 5,5 4,2 5,0 4,2 5,6 ... 
*Lobcndgcboreno2) Anznhl 2 199 2. 129 I 876 2 008 2 019 I 042 I 850 2 012 ... 
• je 1 000 Einv.. und I Jahr 10,3 9,9 8,8 9,1 0.2 8,8 8,7 9,2 ... 
•Goatorbcnc3l (ohno Totg borene) Anuhl 2 693 2 674 2 646 2 948 2 796 2 687 2 535 2 840 ... 
• je I 000 Einw. und 1 Jahr 12,6 12,4 12,5 13,4 12,7 12,2 11,9 12,9 ... 
• darunter im rsten Lebensjahr An hl 48 38 Si 36 35 48 36 41 ... 
• je I 000 Lebendg borcne 21,7 18,0 19,7 17,9 17,3 2~.7 19,5 20,4 . . -
•OberschuB d r Geborenen (+1 oder Geaterbenen ( ·) Anzahl - 494 545 - 7'10 - 940 - 779 - 14~ . 685 - 828 .. . 
• je I 000 El.nw. und 1 Jahr - 2,3 - 2,5 - 3,6 - 4,3 - 3,5 . 3,4 - 3,2 - 3,8 . .. 

Wanderungen 
• Über die LAndesgrenze ZugezO{!enc Anzahl 8 280 7 145 6 öOS 5 366 6 366 7 372 5 S65 ... .. . 
•Ober die l.and"•llrenze Fortgezogene Anuhl 64GB 6 204 5 845 5 132 G 028 7 133 5 239 ... ... 
•Wandurungsgewlnn (+l od• ,. -vertust(·) Anwhl + I 812 941 I+ 860 + 234 + 338 + 23U + 32G ... ... 
•tnn.rhalb dos Landes Umgezogene 4) Anuhl 10 318 10 248 10 &84 8 U08 10 114 10 857 9 285 ... . .. 

WandcrungeCl!Ue Anz:•hl 2~ Oß8 23 597 23 134 19 406 22 508 25 362 20 089 ... ... 
je I 000 Elnw. und 1 ,lahr 165 157 159 1~9 149 165 138 ... ... 

Arbertslaae 
•Arbdtslose I 0011 14 29 39 45 54 44 49 53 59 

da runter • Mlinner I 000 8 17 22 27 34 23 26 30 33 

orrenc Stellen I UOO 20 14 8 8 D 8 7 6 7 

darunter ror 1\t nn<'r I 000 13 8 5 4 5 5 4 4 4 

Land" ln,chafr 

V 1ehbestand 
*lllndvieh (einachll !Ich Klilber} I 000 1 4 o• I 5078 

1 507 1 525 
darunter *Milchkllh 

495
11 

(ohne Ammen- und MutterkObel 1 000 1104a 495 603 

•Srhw lne I 000 I 659
8 

I 56~ 1 567 . I 620 
darunter •Zucht aucn I 000 168

8 
16~~ 168 170 

d:lrunter *trllchtlg I 000 lila 111 !II . 113 

chlachlunaen von Inlandtieren I 
*Rind r (ohne KlUbcr) 1 ouu St. 31 36 45 32 38 58 ·~I 

31 33 

*KI.Iber I 000 St. I 2 1 I I I I I 

*Schw lnu 1 ooo St. 2001 21~c 2281 212 231 242 214 225 ~24 

darunter •Haueactlachtungen 1 uoo St. 7 7 15 12 13 5 11 10 II 

chiachtmengen ~ aus ae,.,erbllchen Schlachtungen 
(ohne GeflQgcl) I 000 t 24,2 21,2 30,0 25,3 29,0 3G,I 

27,61 
26,6 27,0 

dantnt<'r *Rindnr (ohn KAlber) I 000 t 8,0 D,G 11,7 8,3 10,0 15,5 10,0 8,0 8,6 

*KAlber I 000 I 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

•Schweine I 000 t 16,1 17,11 18,1 16,8 18,8 20,4 17,4 18,4 18,2 

·s 

111chschmttllches Schlachlaew•cht fül 
Hlnd r (ohne Klllbcr) kg 264 270 278 271 273 277 266 270 271 

KAlber lq D5 06 100 100 93 05 9ol 91 94 

Scllweino kg 83 85 85 84 86 86 86 86 85 

D 

eflüeel 
ler6 ) Elogelegte Brut •tor Logehennenkaken I 000 515 614 460 390 481 410 376 432 549 

•rar 1\t .. thollnerkllken 1 000 879 058 946 995 1 006 007 944 1 130 1 058 

G 

•a Clllgclfldsch 
7

l I 000 kg 825 755 752 639 835 962 876 891 897 

'M 1lcherzeuguna 1 000 I IRI 183 142 
1G71 

184 132 H9 177 197 

darunter •an Meierden geliefert .,. 93 04 93 93 93 02 113 93 93 

•Mllchl ietung ju Kuh und Tag ki: I 11,8 12,0 9,4 10,8 11,9 8,6 10,0 11,6 12,8 

•l wird von allen SUlU tlsehen l.lmdealmtem Im" Zahlensplcgel" verOCfcntllchl 

ll nach dem Ereignisort 2) nach der Wuhngemelnclo der· !ltutt~r 
3) nach der Wohngemeinde des Verstorbenen 4) ohne innerhalb der Gemeinde Umgezogene 
5) elnschllcßllch SrhlachtCette, JCcfoch ohne Innerelen 6) in nctrleben mit einem Fasaungsvcrmögen von I 000 und mehr El<'rn 
7) aus Schlachtungen lnlllndleehen GeClllgcl6 ln Schlachterelen mit ~>lnor SchlPchtkapazltllt vun 2 000 und mehr Thtren lm Monat 

a) Dezember b} Winterhalbjahr 1973/74 • 10 c) Winterhalbjahr 1074/75 • 10 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1073 1117~ 19H/ 75 1975/76 

1--
'1"nats- Xnv. De~. Januar Okt. 

durch~chnltt 
:-lov. Oez, Januar 

IDdusrrtc unJ H:~.nJwcrk 

I lllll~stne• 

•DeschAlti&h (einaehUeillic.h tliUger Inhaber) 1 1100 187 187 186 183 lllO 176 175 173 ... 
darunter *Arbdter und ge"erblleh Au<7~;bUdencle I 000 IJII nG 13-l 132 129 126 125 124 ... 

*Gell'iYtete Arb(,fterstund.>n I UO(l 22 240 21 348 22 074 19 324 20 123 21 222 19 G08 1n 335 I ... 
*Löhne (brutto) Mlll, llM 2UR,t. 228,2 258,6 237,9 213,8 22!],1 255,9 2:)9,7 ... 
•Gehlütcr (brutto) Mfll. ll:\1 n7,5 I !3,3 134,8 113,2 113,3 114.6 146,0 140,5 ... 
• Kohleverbrauch I oou t SKE!l) 211 32 32 31) 32 16 17 16 ... 
•Gasvcrbraurh (H0 • 8 400 kcal/·n~) 1\IIll, nr1 13,8 13,3 1 'i,O J-1,5 16,8 18,5 18,9 16,6 ... 

•Staut-, Kokerl'f- und Ferngas ~1111. m~ 3,11 I 3,1 3,2 3,0 5,6 5,5 5,0 5,0 ... 
*Erd- wtd Erdölgas MIU. nf 11),3 10,3 11.!11 11,6 11.2 13,1 13,9 13,6 ... 

•llel::ölvurbrauch I OUll t !Oll !16 IUII I 92 86 101 96 94 ... 
•leichtes HebOI 1 11110 t 21 18 ~I 19 21 19 20 21 ... 
•schweres He!zOI 1 IJOO t 70 78 :;9 I 73 G4 82 76 73 ... 

OStromverbrauch l\llll. Wh 177 178 190 I 169 168 189 179 171 ... 
•St~·omen.eugung {lnduatr!<'lte Elgcnerzeugung) 1\1111. k\Vh :J 37 J!l 41 39 40 41 41 ... 
•Umsatz (ohne :11ehrw.,rtsteue r) 1 O) Mill, ll\1 I 431i 1 69ll 1 966 1 724 1 S25 2 139 I 774 I 9-t3 ... 

d.<runt"r •Auslandaumsah. \!lll. llM 242 118 327 306 !109 4-14 376 333 ... 
Pr·O<Juktlronsindal! (arlwltst!glh h) 

><( csatnt!ndu tn" l'lfi2 1110 IB.J 191 2{)-.! 190 168 191 209 l!lO ... 
•norgbau 1 ~tf,? IIJII 100 llli 77 77 78 Rl 81 81 ... 
•Gru111J~toff- und l't•O(!uktiuns,;Otcrlndustrlc 1962 IIIU 200 2UO 189 171 171 102 !!II IGR ... 
ot<!nvesllttnnsgUtt'rindustrle 196'' 110 2061 234 256 277 201 236 271 2&R ... 
*V "r1Jr·nurh11g uterlndushi" 1062-100 220 JUS 221 196 171 206 234 203 ... 
<>Nilhrun~s- und GenußmlltcUndu trie lütl:t 110 139 142 !57 127 139 145 159 141 ... 

außcrCh.'rn 
Pr•lduktlolllllndex C!lr die Rauittdustri<! 1!162 liiU 113 137 141 103 114 146 144 106 ... 

HandYttrk ~·!~tlfrr•l 1
" I 

•B• sch:Utlgte (einschllt.'fllich t tigcr Inhaber) 
(Ende des Vi.,rteljahres) 30.9. 197(1 1011 96,7 92,3 I 90,4 8~,2 

•c,esamtuJnsatz. 
(eiMchUeßllch Mehrwertstt!U~t') VJ. -Ll 1970 100 132,2 132,4 159,4 177.4 

I 
I 

Ölfcndilhc F m:rMkvcr~tngun~ I 
I 

Strcomerzcugun~ (brutto) Mill. kWh 290 300 310 322 a61 ~33 :102 388 ... 
I 

Stromverbrauch ((<inHchlleßlich VPrluste) Mlll. kWh 582 601 677 68ß 714 G'12 I 682 736 ... 
• 

• Ga&< r1.• ugung (brutto) (H0 - a 400 kcal/m3 ) MiU, ,,.(j 10 7 9 9 9 a I 7 ß ... 

B.~uwirt\(h.lft uml ~'nhnung~l\o:,t•n 

BauhauplgeYterbe t••ch dt• To~l11het1uaa ltoc&•••ttllne\1 

•Beschäftigte (einschließlich tätiger lnhnbcr) An hl 01 242 55 689 52 529 :il 165 49 042 51 638 50 611 49 678 48 424 
I 

*Celeietete ArbeltsRtunden 1 (100 7 !'106 1 268 6 885 4 !.!93 6 083 7 088 6 522 5 2!14 ·1 420 
darunter !Ur 

2 5131 •Wohnungsbaut<•n 1 00(1 3 57G 3 018 2 774 ~ 045 3 288 2 721 2 911 2 0&1 
*gewerbll<•he u.nd Industrielle Bauten 1 000 1 342 I 186 1 U87 825 1 049 I 1 387 I 190 948 861 
*Verkehrs- und öffentliche Bauten I 000 2 790 2 845 2 772 ! 941 2 360 2 9f>6 2 334 1 840 I 3611 

*Löltne (brutto) Mtll. DM 90,2 88,4 8A,6 68,5 74,0 101,0 87,8 73,5 54,R 

*Gehält~r (brutto) MIU. DM 11,31 12,1 14,1 14,8 11,1 11,6 15,0 14,'1 11,5 

*Umtlatz (ohne Mcbrwertsteuer) Mill. DM 2a2.o 274,0 375,5 439,3 201,6 322,7 357,4 495,8 174,1 

•) wird von allen StaUiltisehen Landesämtern lPI "Znhlenqpll·g~l" ""' öffentiiC'ht 

8) Belriebe mit Im a~emelnen 10 und mehr Beschllfl:lgt\!n; ohno Bauindustrie ~&n<l ohne llfCentlkhe G~s-, w·u1sl'r- und Eldctrlzitätswerke 
9) eine t Steinkohle-Einheit (SKE) a 1 t Ste!nkohle/-brlketts • 1 ,03 t Stelnkohlcnkokh • 1,45 t Braunkohlenbrllretts # 3,85 t Rohbraunkohle 

10) uhne Umsatz in Handelsware und olm<.> Erlöse aus :.ebcng~schUtt!n 
11) ohne bandwerkUche Nebenbetriebe 





noch: .Monacs- und Vicrceljahreszablen 

Geld und Kredit 
Kred•le IBid E•nlaeen m 

• Kredite 16) nn lchtbanken Insgesamt 
(Stand m Jahres- bzw. 1\lonatsende) 

darunter 
•Kredite 16) an lnlllndlache lebtbanken 

•kurzlliatlco Kredite (bis zu I Jahr) 
•nn Unternehmen W1d Privatpersonen 
•an orrnntUchc Bausholte 

•mittelrrtatlc•• Kredite (I bis 4 Jnbro) 
•an Untcrnrhmcn und Plivatpersom•n 
• n OffentUch lfnushaltc 

Mlll. DM 

Mlll. DM 

Mlll DM 
MIU. DM 
:O.till. l>l\1 

Mill. DM 
MlU. DM 
MW. I>M 

•langfristige Kredit (mehr als -1 J hrc) Mlll DM 
•an Unt rnehmcn und Privatpersonen Mlll. DM 
•nn OffunUiche lfnuaha1te Mlll. DM 

•Einlag n und aurg nommen Kredltc16l von :\lchtbankcn 
(St.and am Jnhrea- b:tw. Monatsendei flll DM 

•Slchtclnlagc-n und Termingeld r f.UU. U!lt 
•von Untern(hmen und Prlvatp rsonen M U. DM 
•von Off~ntllchen Haushalt n fot!U. DM 

•spa r n1ngen 
•bel Sporkassen 

•<,utschrUt n auf Sparkonten 
( lnschll BUch Linsgutschlirtun) 

•I..nstschlirt n aur Sparkonten 

Zahlunasscllwlf!ICke•ten 
•Konkurs (crllffnetnz, m3ngel 1\11 ac ab 1 hntc) 
•vurg1ckhsv rfahren 

•Wtchsclp•·ottsto (ohnu die bei dur Post) 
•Wcchsi!1summc 

Su:uc:rn 

SteueJaulko~r.men nach Steue1a.len 

MIU. DM 
1\f!U DM 

tlll. DM 
Mlll Dl\1 

Anznhl 
Anzahl 

Anuhl 
1\IIU. 111\! 

23 133 

22352 

4 DOS 
-1882 

21 

2 068 
192S 

143 

1& 382 
12934 
2448 

16 440 

10614 
6114!1 
3969 

7832 
4 686 

411 
380 

16 
I,S 

437 
l,Soil 

1974 

24984 

24024 

5 176 
5147 

29 

2 215 
2028 

187 

16633 
13944 

2689 

20182 

11 529 
7374 
4155 

8 654 
5169 

4C!l 
400 

21 
1,9 

-194 
1,945 

Vlclidjllhre -
durchschnitt 

I 000 DM 1120416 1280969 

•St u rn v m 1.: ms:>t:r. 
•l ffiRilt Stt'U r 
•EWuhrum •l:t t<,..cr 

•Rund~ tcuern 
•z lle 
•V.,rb uchsteucrn (ohne Bl"r 

• Lnndeaatcuern 
•VermO enat ucr 
•Krnrtr hr:eugsteu, r 
•Bierat ucr 

•Gemeindcst orn 
•Grund t r A 18) 
•Grundsteuer n 19) 
•Ocw rb steuer 

nach Ertrag und Kllpit.a1 (brutto) 
• Lohnlnlmmcnsteucr 

Steuerverteilung atl d•e Gebtetsk3rperschalten 

•Steuerelnnahmen des BWldc• 

r) 

•Anteil nn den Steuam vom Elnk m:nen 
•AnteU nn d n Steuern \1om Umsatz 
•Anteil n der Gc,.erbostcuerumlage 

•Steucrcinnshmen dos Land a 
•Anteil an den Steuern vom Einkommen 
•Anteil n den Stcuem vom Umsatz 20) 
•Anteil an der Gewerbesteuerumlage 

•Steuerclnnahmen der Gemeinden 
und Gumo.!ndeverb ndc 

>taewerbestcucr 21 ) 
nac:h Ertrag und Kllpltal (netto) 

•Anteil nn der Lohn• 
und vcrnnlngt n Einkommensteuer 

Pußnotun nllchste Selte 

I 000 D I 
1 000 DM 
I 000 IJM 
I 000 l>l\t 
1 000 DM 

1 000 DM 
1 000 I>M 
1 0 0 DM 

100111 
' 000 DM 
1 000 UM 

I 000 lll\t 
I 000 DM 
I UOO J>M 
1 ooo nM 

I 1100 DM 
I 000 DM 
I 000 DM 

1 000 DM 
1 000 DM 

I 000 DM 
I 000 D t 
1 000 DM 
1 000 DM 

1 ooo nr.t 
1 000 DM 
1 000 DM 
1 000 llM 

1 000 DM 

I 000 DM 

I 000 DM 

835 797 
559 208 
216 666 

8012 
5 910 

970001 
662 403 
238057 

7385 
62156 

310 968 
203 ~72 
107 696 

2707 G 
30437 

217 034 

00 117 94509 
17100 211526 
52 241 63 875 

2 854 21!59 

187078 208102 
7114 7101 

26 496 25 830 

121447 140023 
15020 17983 

889 402 
331 174 
185 003 

2431D 

698 86 
389049 
195 101 
24 319 

2o0 030 

72809 

111589 

87810'1 
382 56 
195 910 

28 05 

'175182 
452 206 
199682 
28605 

285 639 

82811 

134 GR9 

Nov. 

25583 

23 683 

4 986 
4 953 

33 

2187 
2 001 

186 

16491 
13884 
2607 

10 795 

11667 
7538 
4129 

8128 
4858 

3!lG 
'336 

11l 
4 

471 
2,594 

1974/7S 1975/'10 

Dez. 

24 984 

24024 

5176 
5147 

29 

2 215 
2028 

187 

16633 

13 9441 
2 689 

20182 

II 529 
'1374 
4155 

Janusr Okt. 

24 996 

24 035 

&073 
5037 

36 

2225 
2 037 

188 

10737 
14008 
2729 

20153 

11437 
'1281 
4156 

27188 

25 780 

5010 
4 865 

152 

2340 
2107 

239 

18424 
15175 
3249 

21238 

11146 
7032 
4 114 

'ov. 

27651 

26188 

4 976 
4 848 

128 

2 528 
2 127 

401 

18 683 
15 313 

9 370 

21 713 

1152'1 
7442 
4085 

8 654 8 715 10 092 10 188 
5169 5103 5847 5900 

9871 643 581 493 
461 581 465 400 

20 
2 

437 
1,1128 

4. Vj. 

15'33 218 

1211650 
843 391 
270 713 

6874 
90672 

321568 
203 604 
117 964 

161 749 
32833 

102526 

!12029 
21801 
50127 

3056 

228 001 
6609 

24123 

162 22S 
18811 

910 013 
489047 
202 330 
56888 

911 553 
5S7 389 
205 247 

5G888 

368518 

48448 

254 292 

20 

451 
1,H6 

41 
] 

339 
1,292 

49 
I 

315 
1,160 

Oe:r.. 

28066 

26 5421 
5 056 
4 929 

127 

25491 
2156 

393 

18937 
15 378 
3559 

2214'1 

11428 
7244 
4184 

10710 
6211 

1108 
574 

44 
2 

355 
1,534 

4. VJ. 

I 640 203 

1 221 996 
837490 
306308 

3922 
74 276 

318 207 
213589 
104 618 

108 351 
731 

96626 

94 936 
10213 
63779 

3032 

213164 
62115 

34 OSl 

135590 
19011 

868498 
490 703 
21'1176 
52265 

873284 
561 530 
1645S4 
52265 

373 566 

81081 

2G4 O'J2 

Januar 

34 
1 



Schluß: Monars - und Vierteljahreszahlen 
1973 1974 1974/75 1975/76 

Monats-
:'<lov. Dez. Januar Okt. 

1 
Nov. Dez. Januar 

duJ•chschnltt 

Pn:i'c 

PreiSindexziffern 1m Bundeseebiet j 
Einfuhrpreise 1~70•100 112,6 144,81 .... ,I 144,3 142,3 145,8 145,9 147,4 ... 
Ausfuhrpreise 22 

1970•100 112,3 131,4 135,3 134,8 136,0 137,1 137,1 137,4 ... 
Grundstorrpreise l 1970•100 115,3 137,4 f 138,6 137,8 137,8 139,1 139,4 140,6 ... 

Erzeugerpreise 
22 

129,4J lndustri~ller Produ!.'tt l 22 1970•100 I 14,1 133,0 133,0 134,6 136,1 136,0 136,3 137,5 
landwirtschaftlicher Produkte l 1961/63•100 118,8e 119,0 120,0 120,3 118,6 138,7 p 142,6 p 146,0 ... 

*Preisindex !Ur Wohngeb:lud<J, 
Bauleistungen llm Gebäude 23) 1962•100 187,1 200,8 203,4 ... ... 

Einkaufspreise landwirtschaftlicher 
139,8t! 148,&! Betriebsmittel (Ausgabcnlndex) 22) 1962/63•100 147,8 148,5 149,9 156,5 157,5 158,2 ... 

Einzelhandelspreise 1970•100 117,0 125,9 129,6 130,0 131,1 135,0 135,4 135,7 136,7 

•Preisindex fOt die Lchtlnshaltung
24l 1970•100 118,8 127,1 129,7 130,1 131.3 136,3 136,7 137,1 138,2 

darunter filr 
*"'llhrungs- und Genußmitte1 1970 100 118,0 123,6 124,8 125,4 126,5 130,6 130,9 131,7 !33,3 

Kleidung, Schuhe 1970•100 120,7 129,71 133,6 133,9 134,3 137,6 138,0 138,2 138,6 

Wohmmgsmlcten 1970•100 119,2 12S,l 126,9 127,1 128,2 135,4 135,8 136,1 136,9 

Elektrizität, Gas. Brennstorro 1070•100 !28,2 149,8 153,S 153,0 158,8 176,0 175,7 174,6 176,5 
Ubr-(ge \\'aren und Dtcnstleistunscn 
rar die l!nuaha1tsf(lhrung 1970•100 114,3 123,1 127,61 128,3 129,4 131,9 132,7 !33,2 134,6 

I 
I 

Lnhnc und Gehälter '" f 

Arberter 1n lndustne und Hoch· und T 1elbau 

."1 Bruttowochenverdienste I 
•mnnnl.icho.> Arbeiter DM: 402 421 I 458 ... 

dnrunte•· •Facharbeiter !)\! 426 455 146 481 ... 
•weibliche Arbeiter rnt 241 273 I 277 294 ... 

darunter *llillsnrbeit•• r nl\1 232 263 268 I 282 ... 

Bruttos tunden ve rdi enste 9,951 • mannliehe Arbeltcr UM 9,11 U,BS 10,70 ... 
darunter •FaCilllrtJeit"r Dl\! O.G7 10,40 . : l 

10,13 11,22 ... 
•weibliche Arbe.iter l>M li,9H 6,73 7,00 7,46 ... 

darunter •Hilhar~itcr ll\1 5,75 G,l;ll 6,73 7,15 ... 
I 

Be:z.nhlt<! Wochenarbeitszeit 
männliche Arbeit~r Std. 44,0 ~3,4 42,3 42,71 ... 
"'<>ibllcht.> Arbeiter Std, 40,2 40,5 39,fl 39,5 ... 

Angestellte, Bruttomonatsverdienste 

in Industrie unc.l Hoch- und Tiefbau 
KnuCrnänrrlache AngcNtclllc 

•mlnnllcb D~i 2 009 2 226 2 294 2 434 ... 
•weiblich DM I 355 I 1 512 I 568 1 650 ... 

Technische Angestellte 
•rnli/Ulllch (1~1 2 196 2 432 2 467 2 623 ... 
•weiblich i>M I 321 1 501 1 526 I 024 ... 

in Handel, Kredit und VerRI<herungen 
Kaufmännische Ange&1elltc 

•mllnnllch D'\1 I 796 1 948 2 014 2 123 ... 
•. ,eibllch DM I 129 1 252 ·I 1 320 I 387 ... 

Teebilisehe .Ange$tellt.; 
mllnnllch m.J 1 708 2 193 2 259 2 282 ... 
weiblich DM 1 3a4 1 537 (I 559) ... 

I 
in Industrie und llnndel zusammen 

Kaurmllnnische Angestellte 
mllnnllch >M 1 861 2 041 2 109 2 227 ... 
weiblich Jl:\t I 184 1 322 l 389 I 458 ... 

Tcchnls<'he AngeiJtellte :I mllnnlich DM 2 151 2 410 2 448 2 589 ... 
Wt'ibllch DM 1 325 I 502 I 526 1 622 ... 

<')wird von ollen Statistisch• n l...andedmtcrn Im "Zahlen.splegel" verllffentllcht 

1 5) Diu ngahen umfassen dio in Schlcllwlg-llolstoin gckg!.!n•.on Niederlassungen der :r;ur monalllchcn Bllanutntistlk berichtenden Kredltlnst!tute; 
.. hno I..andesz<>ntralbnnk, ohne die Krcditgonoucnsclltlftcn (Ralffoiacn), d<>J·en Rllanzsumme nm 31.12.1972 weniger als 10 :'lflll. DM betrug, 
sowie ohne die Postscheck- und PoRteparkassen mtcr 

16) einschließlich durchlllufender Kredite 
18) Grundsteucrbctelllgungsb tdlge abgeglichen 

17) nach ß••rUckslchtigung der Einnahmen und Ausgaben aus der Zerlegung 
19) einschließlich Grundsteuerbelhilfen COr Arbelterwohn6\Dtten 

20) Umaatuteucr: Snch der vorläufigen Bemessung de1 l..llndcrantcilo an der Umsatz:steuer gemllß § 2 und S 14 Abs.l des Gesetzes Uber d~n 
Finanzausgleich zwischen Bund und Uindern vom 28. 8, 1969. E!nfuhrumsat~stcuer: Ab,c:hlaguhlungen geml!Jl S 2 Abs. & dor ersten 
Verordnung zur llur h!Uhrung tlea GesetZ•lS über den Finanzausgleich ""'Ischen Bund und Lllndern vom 30. 1. 1970 

21) nach Abzug der r.cwcrbesteuerumlage 22) l)bn,• Umsatz(l\fehrwert)steuer 23) nur ;IIPUbau 
24) alle privaten Jlaushaltc 25) EfCel..'tlvverc.lienste 

d) Beortam1s:.Ahlen lx!l Gehl und Kredit: Stand 31.12. e) Wlr'tschaftsjahr 1973/74 (Juli-Juni) C) Wirtschartejahr 1974/75 (Juli-Juni) 



Einwohner 
II !Mlt -Jahr (Jahres-

mittel) ztrrcr 

ln 1 000 

1970 2 4948 

1971 2 5~9 
1972 2 554 
1973 2 573 
1974 2 583 s.a 

t 
Grund-, 

Ja r Hau, t-
Re 1-und 

uln S !lder-
se':!ul<!D 

1--

+-

1970 :!41) '>I 
1071 ,c; 6 
1972 26~ 61 
W73 2.67 66 
1'174 267 72 

14,1 
13,3 
11,5 
10,3 
9,9 

IHI 
R5 
60 

Jahreszahlen A 
crac::hclnt Im monaU!chen Wechel mit B 

13,2 
12,G 
12,8 -
12,G -
12,4 -

Wand • 
nmg­
g 11ilnn 

Ins­
gesamt 

ln I 000 

2 24 I 003 
2 31 997 
3 24 1 006 
6 22 I 017 
7 II 1 003 

mlt 
mit 

II upt- mitU r m 
schul-

abschluß Abschluß 

42 24 
42 25 
43 24 

lm Erwerbsleben UUge Personenil 

Land­
und 

Forst­
wirtad-.art 

115 
110 
85 
75 
65 

produzic­
rendl.'s 

Oewl.'rb 

ln I 000 

llandcl 
und 

'oi erkchr 

215 
216 
210 
223 
214 

Volkselnk mm<n 

Dlenst­
leistungcn 

286 
:!93 
317 
333 
336 

BruttolnJandaprodukt 

ln J~weill 
in 

PreiJ;en 
mit von 1962 

Abitur 
Mlll. DM rate 

in 
:Mill. DM 

11 22 878 13,7 17 438 
11 25 935b 13,4b 18 257b 
II 28 54\ IO,lb 18 834b 

31 811 11,4 19 746 
34 752c 9,2c 20 399<' 

I 000 t 

Jahr 

1970 
1971 
1972 
1973 
19 4 

a r 

1970 
1971 
197~ 

1973 
1974 

I 407 
I 4 
1 421 
I 490 
1 07 

Schw ln HOhn 

00 

.. 920 .. 4 
5 012 
.. 746 4 
.. 300 4 

kg 
I 000 t Jl.' Kuh 

und Jahr 

2 139 4232 I 3~0 
08~ 4 297 I 6 8 

2 137 4 381 I 679 
2 168 4 32 1 710 
2 196 4 397 1 1)29 

um.113U: 1 000 t 
SK 

DM 8) 

I 725 olOO I 130 908 
1 975 31 1 124 95 
2 3119 24 1 142 
2 904 332 1 201 9!12 
3811 380 t 152 032 

11 rgcbni 11 d r 1'!'.- Ukr zenaus rh bWJg n, ohn S t 
2) ohne lntegrlcrtc Cesamtschul n, und zwar 1972 rund 1 300 Sc::hill r. 1973 rund 1 250 S ülcr, 1974 rund 1 600 S h ler 
3) ohne Ammen- und Mutt rkllh 4) ohn Trut-, Perl- und ZwergbOhner 
5) geworbUche d tloasac-hln<'hlungen, elnschlleWich d • Ob rgebl tll ben \ rsandes, ohne Qberg.,bictllc::hen Empf ng 

Kanu 1 

414 
322 
264 
242 
2 8 

-..,-

1 3 
189 
172 
184 
191 

6) Bctrlcbtt m!t II>" nllgem non 10 und mehr Beseh ftlgtt n (mon Ulchc !ndustrleberlcht ratauung): c•mc Daulnduatrl und ohne llrfentllr.he 
a.~s-, Wa&aor- und Elcktrl%itfitn rkc 

Zuck r -
l'(ib~n 

&6 
5 6 
611 
62 
637 

ln 000 

84 
G4 
63 
63 

7 

7) ohne Umaatz in llandclpare, ohne ErlOs nus Nebeng ach! rten und >hne Umaatzst u,r 
8) Umrechnungs!sktor [Qr Steinkohle cinheit (SKE): Steinkohl und Stolnkohlenbrlketta 1, Stclnkoh1enkoktl • 0,07, nraunkohlenbrlkutta 0,69 

9) o.rbeftstllglll.'h 1 0) clnschUu Uc::h unbezahlter mithelfender FnmiUcnang Orlgcr 

a) Ergebnis der Volks lhlung vom 27 . 5.1970 b) vorllufl Ergebnisse c) rste v rlll lg Ergebnisse 



KHEISFHErE STAOT 

Kreis 

FI.E"-'SBURG 

KIEL 

•• enEcK 
:\"E lJ:\1 t' ~STER 

DithmArschen 

Uzgt. Louenbur • 

1';ordfrtesland 

Ostholstein 

Pinneberg 

PIOn 

1\cndsburg-Eckernfl)rdc 

Sch1es\11g -Fhmeb1: rg 

S<!JICherg 

Steinburg 

Stormaru 

s chlesw1g-llolsh:ln 

KJtEISF REIE ST .i\DT 

Kreis 

FL N Bli!G 

KIEL 

L(ß 'CK 

l\"ElMÜNSTEfl 

Oitb.mars 

H gt, l..n.U burg 

rdtrl sland 

0 Urt l 

rnr 

cbcrg 

l•lnbura: 

St rmar 

s hl II"Wig-Hnl tein 

Kreiszahlen 

Bevölkerung arn 31. Oktober 1975 
Bevö1kcrungsveriindPr-ung RrafUahrzeugbcstand 

im Oktober 1975 arn I. JRnullr 1976 

1ns:!"''esamt 

I 
93 630 

261 705 

232 654 

84 043 

t·n 3to 

151 104 

161 690 

186 791 

252 1106 

113 696 

236 673 

176 883 

11l4 274 

130 517 

174 428 

2 583 204 I 

Bctrlouo 
am 

31.12.1975 

~G 

llll 

"S 

0 

40 

70 

220 

G 

12 

G 

171 

II 

134 

1 31 

Verind.:rung gegcnilbcr Überschuß I 
der 

Vormonnt 
Vorjatu os- Geborenen 

I monnt 1) oder 
Geatorbencn I 

in ~ (-) I 

I ! 
- U,l - 1,2 - 33 -
+- 0,0 - 0,8 - 115 

- 0,1 . 1.0 - 109 -
- 0.1 - 1.0 I - 12 -

I - U,l - 0,7 - 74 -
+ 0,0 + 0,1 - 64 

- 0,2 - 0,4 - 28 -
- u,o + 0,4 . 103 

- 0,0 - 0,2 - 8 -
+ U,1 + 0,3 - ~0 

+ 0,0 .. 0,5 . 7 

- 0,0 + 0,<1 - 41 

+ 0,1 ... t,2 14 

- 0,1 - 0,8 - 70 -
+ 0,1 .. 1,3 - 5a 

- 0,0 - 0,1 - 745 

Industrie 
31 

tmaatz'1) 

B schll!tlgte Im 
Dezember 

11m 1975 31. 12.1975 

\tlll, OM 

40 107 

27 833 291 

27 271 Oll 

0 424 ~1 

5 957 170 

8 642 5'> 

2 4 3 48 

18 47 

21 578 179 

2 304 26 

10 !166 () 

12 7 

379 144 

7 (; 115 

15 1113 "21 

1" 13 !143 

•er uncl hnc (jm t~stcuer 

ver torb~n n P rsoncn 

, 
Wandc- ßevölku-
runga- rungs-
gewinn tunahme insgesamt Pkw2) 

odl'r oder 
-verlu~t -abn.ahmc 

( -l (-) 

29 - 62 27 -l8S 25 092 

150 35 76 030 69 776 

19 - 128 65 424 59 305 

61 - 73 27 372 24 558 

43 - 117 48 809 38 182 

lOS 41 51 285 4J ~64 

2~7 - 275 I GO 824 48 607 

38 - 65 63 628 63 600 

' 19 - 27 85 792 '15 103 

113 73 4:! 884 36 <427 

27 :!U ~~~ 800 70 647 

- - 41 68 324 54 300 

Jr.!, 1110 75 133 63 724 

114 - 184 46 332 37 448 

172 117 62 307 !>4 39r. 

239 - 506 888 429 754 835 

~trußenvcrkchrsun!dllu 

rntt Persanensch.tdl n im I anuar 1!176 
(vorlliuflge 7.ahlen) 

Unfalle COütiHctc5 l Verl.t~to 

31 '16 

134 4 162 

102 124 

~9 81 

60 2 71 

63 86 

Bß 6 119 

101 UG 

13 5 '.u 
52 3 64 

129 3 183 

106 6 

12H G 7;, 

72 2 07 

112 5 126 

1 SS1 <17 1 777 

ller St1Ustlschen J...n.ndfls:lmtt rn gebracht wcrdt!n, t!r&c:huint ln lieft 5 und 11 

~------------------------------------------------------------------------------ -- -



Zahlen für die Bundesländer 
Bevlllkerung Kuhmllcherzeuguog 

am 30. Juni 1975 Im ovember 1975 •VIehbesllnde 
orr ne 
St llen 

darunter am Schwclnc IUndvleh am 3.6.1075 

Land 31.12. lnsg samt 
197 

an kg 1\UlchkObe 
II" 0 0 vz 1961 JO 6 1974 

I 000 t Meierelen je Kuh nm lnsg 11amt (elnsclll. 
geliefert and Ta 1. 8. 1075 Zugktlhe) 

ln ln 'JO 

Schle wlg-Holstcln 2 584 + 11,5 6 149 92,6 10,0 I 711 482 

Harnburg I 726 5.8 0,9 7 1 87,2 8,8 14 19 4 
Niedersachsen 7 252 9,2 0,1 18 271 89,9 9,0 6 25~ 3 172 997 
Br rn<'n 721 2 ,1 0,7 2 1 82,3 8.8 7 l!l 4 

rdrhel • \\ estr 1 n 17 177 7,0 0,3 4G I 4 03,& 9.8 4 623 I 960 650 
1Jes11 •n 64 15,6 0,3 18 6 83,8 10,0 1 440 946 317 

3 6 ·6 i,G 11,5 G4 87,6 6,9 687 697 240 
rg I 7 18,5 0,-1 31 200 78,5 9,5 2 166 I 829 693 

10 30 13,8 o. 25 49 89,0 9,5 4 220 4 735 1 062 
I 100 2, 0,7 2 8 81,7 9,8 6 7G 27 

iW st) 2 004 8, 1,4 6 0 24,3 1 ,5 10 2 1 

Uun esg bl t 1 32 10,1 0, 4 88,3 9,5 21 0 0 15 032 5 378 

J•roduk 

I I 
Uo . 

lnd x 3) 
1970 100 

Im ln I OCJII Je 1 000 Amtabi 10 000 \n:oah1 
JC 10 QUO 

1 000 Oktohor I;inwohn<'r Einwohn r Einwohner 
1975 

176 2 139 21 117 52 20 1 824 7,1 1 200 4,9 

2 326 15 32 10 1 102 6,4 43U 2,5 
22 113 1•19 21 4 51G 6,2 3 715 5,1 

I 29 21 16 22 186 2,6 275 3,8 
21 986 2 100 304 18 8 1164 6,2 9 84 5,4 

s I 10 19 3 079 5,6 1 078 1,9 

120 70 19 6,8 1 470 4,0 
24 17 198 21 6,3 6 772 i,4 
20 III 248 23 D,4 7 64 7,1 

2 120 17 ~~ ,7 34 3,2 

12 3~ 18 6,2 I 084 5,4 

1 2~8 0 3 ·' 13" 2 a,4 

----

d 

nd 

269 
97 

191 
131 
150 

258 121 
0 133 

2 0 126 
270 83 
227 69 118 

nu 2 GB 1 300 172 141 05 JO 1 0 

cn 

IOD b) Ulnder ohn , ßund &etbl t 1 ~lül Ich Bu!ldc st 



0-4111 SCHLESWIG- HOLSTEINISCHE WIRTSCHAFTSKURVEN · A 
Oie "Wirtschaftskurven" A und B erscheinen im monallicben Wechsel mit unterschiedlichem Inhalt. Tetl B enthält folgende 
Darstellungen aus der Industrie: Produktionsindex und Beschllftigte im Maschinenbau, Schiffbau, Bauhauptgewerbe und 
Nahrungs- und Genußmittelindustr1e. 

DIE BEVOLKERUNGSZAHL UND IHRE VERANDERUNG 
uo 
l.S9 

Z.ll 

2.51 

2.56 i US+-

31011 

31100-1-

210D 

lGOD 

15(1) 

10111 

.... + IOD 
0--
I~ 

lll:>l 

11011 111 I 

BRUTTOWOCHENVERDIENSTE DER INDUSTRIEARBEITER 

~ t I J. .. 
.. o 

l'O 

11111 .011 STEUERAUFKOMMEN 

1 ·v·r· + 

700 . 

l.IG 

.. 2.19 

2.11 

1,11 

2.16 

1'" 2.51 

3500 

31100 

15011 

21100 

I IOD 

I 1100 

+ 
IOD 

0 

IOD 

1.00 

11011 
I I 

Oll 
i- 120 

IOD 

480 

T 460 

.. 0 

4lO 

400 

310 

360 

340 

310 

JOO 

IlD 

250 

240 

M1li.DII 

I'* 

400 

... .7 / . • 
ZOO .~tlndoslou::,., • -·- -·-··-...,,. __ , ._ -·---• f 2011 

IOD ·-~G;..;~Itu<oo . '•- f 100 

1914 

BESTANDTEILE DER BEVOLKERUNGSENTWICKLUNG 

31011 

:: v---j ~T---~- ·-r--~----

0 i I I I I 1913 I I I I I I I I "'1/ I I I I I' I I I \,~~· I I I I I 

20110 

PREISINDEX FUR DIE LEBENSHALTUNG IM BUNDESGE .'"···~·BIET 

110 

161 

150 

IS5 

ISO 

120 

m 
110 

Alle pnvatlft HausNllt 

r l 
,. 

./ 
1910 • IOD-

f 

lOS 

IOD ~~rrrrrrTT~"~rrrrTTTI~-rrrr+rTTI,-r 

IIU 

150 

ISS 

ISO 

141 

140 

KREDITE AN WIRTSCHAFT UND PRIVATE lild.DII 
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Motlt~•.llntfr•>llll . _....--·--·~---1---

~:"'."""'--·'--- 1 
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H c r a u s g c b er · Statistisches Landesamt Schlcswlg Holsteln, 23 Kiel 1, Postfach 11 41 : Mahlenweg 166; Fernruf (04 31) 4 07 11 
S c h r 1 f t I e I tu n g • Arnold Heinomann unter stlindlger Matarbeit von Ueselotte Korscheya 

Druck . Schmldt & Klaunag, Kiel, Rmgstrsße 19/21 -Auflage: 750 
Be z u g 6 p r e I 6 Einzelheft 2,50 DM, Jahresbezug 25,- DM 

- Nachdruck, auch aus-zugsweise Ist gern gestattet. wenn die QueJie genannt wird -

Postbezugspreis entfAllt, da nur VerlagsstOcke, Bezugsgebühr wird vom Verlag eingezogen 
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